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Zum dritten Mal liegt nun der Entwurf eines Forderungs-
sicherungsgesetzes (FoSiG) vor. Der erste1) wie der zweite2)
Entwurf waren jeweils dem Grundsatz der Diskontinuität zum
Opfer gefallen. Auch der nun dem Bundestag zur Beschluss-
fassung vorgelegte Gesetzentwurf des Bundesrates3) enthält
zwei Änderungen der Zivilprozessordnung, die Auswirkungen
auf die Arbeit der Gerichtsvollzieher hätten und im Folgenden
kurz vorgestellt werden. 

Mit einem neuen § 302a E-ZPO4) soll die vorläufige Zah-
lungsanordnung eingeführt werden. Das Gericht erlässt da-
nach auf Antrag des Klägers wegen einer Geldforderung eine
vorläufige Zahlungsanordnung, soweit die Klage nach dem
bisherigen Sach- und Streitstand hohe Aussicht auf Erfolg hat
und die Anordnung nach Abwägung der beiderseitigen Inte-
ressen zur Abwendung besonderer Nachteile für den Kläger
gerechtfertigt ist, die sich aus der voraussichtlichen Verfah-
rensdauer ergeben. Das Gericht muss also nach vorläufiger
Würdigung von einem Erfolg der Klage ausgehen. Darüber hi-
naus ist erforderlich, dass sich für den Kläger aus einem wei-
teren Aufschub der Endentscheidung ein besonderer Nachteil
ergibt. Diese Voraussetzungen sind z. B. gegeben, wenn ein
Sachverständigengutachten den Vortrag des Klägers stützt,
aber noch ergänzungsbedürftig ist. Die vorläufige Zahlungs-

Zum Entwurf eines Forderungssicherungsgesetzes 

anordnung kann nur aufgrund mündlicher Verhandlung er-
lassen werden, § 302 a Abs. 2 E-ZPO. Sie erfolgt durch kurz
zu begründenden, unanfechtbaren Beschluss, § 302 a Abs. 7
E-ZPO. Die entstehenden Kosten sind Kosten der Hauptsache,
§ 302 a Abs. 5 E-ZPO.

Für die Vollstreckung enthält § 302 a Abs. 3 E-ZPO fol-
gende Regelung:

„Die vorläufige Zahlungsanordnung steht einem für vor-
läufig vollstreckbar erklärten Endurteil gleich. § 713 findet
keine Anwendung:“

Das Gericht muss also die vorläufige Zahlungsanordnung
für vorläufig vollstreckbar erklären. Obwohl der Beschluss
nicht anfechtbar ist, kommt eine vorläufige Vollstreckbarkeit
ohne Sicherheitsleistung gemäß § 713 ZPO nicht in Betracht.
Das Gericht wird also prüfen müssen, ob die Voraussetzungen
der §§ 708, 711 ZPO – vorläufige Vollstreckbarkeit ohne
Sicherheitsleistung  mit  Abwendungsbefugnis  des  Schuldners
– oder des § 709 ZPO – vorläufige Vollstreckbarkeit gegen
Sicherheitsleistung des Gläubigers – vorliegen. Die Voraus-
setzungen für einen Schutzantrag des Schuldners nach § 712
ZPO dürften beim Erlass einer vorläufigen Zahlungsanord-
nung nicht vorliegen können. Denn mit dieser Entscheidung
bejaht das Gericht schon ein überwiegendes Interesse des
Gläubigers an der Vollstreckung. 

Die Gleichstellung mit einem vorläufig vollstreckbaren
Endurteil bedeutet ferner, dass für die Zwangsvollstreckung
die allgemeinen Vollstreckungsvoraussetzungen gegeben sein
müssen. Die Zwangsvollstreckung wird also auf Grund einer
vollstreckbaren Ausfertigung durchgeführt, §§ 724 ZPO, 62

1) Bundestagsdrucksache 14/9848.
2) Bundestagsdrucksache 15/3594.
3) Bundestagsdrucksache 16/511; die erste Beratung war am

6. 4. 2006, Plenarprotokoll 16/32.
4) Der Zusatz „E“ kennzeichnet im Folgenden die Entwurfs-

fassung.

Von Dr. Michael Giers, Direktor des Amtsgerichts Neustadt am Rübenberge und Lehrkraft in der Fortbildung zum
Gerichtsvollzieherdienst für die Länder Bremen, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen und Schleswig-Holstein
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Nr. 3 GVGA. Das Vorhandensein der Vollstreckungsklausel
ist vom Gerichtsvollzieher zu prüfen, § 74 Nr. 1 GVGA. Not-
wendig ist ferner die Zustellung des Beschlusses, §§ 750
Abs. 1 ZPO, 76 GVGA. 

Die vorläufige Zahlungsanordnung gilt nur für begrenzte
Zeit. Das Gericht kann nach § 302 a Abs. 4 E-ZPO die vorläu-
fige Zahlungsanordnung auf Antrag aufheben oder ändern,
wenn sich die zugrunde liegenden Verhältnisse wesentlich
ändern. Wird die vorläufige Zahlungsanordnung auf diesem
Wege aufgehoben oder zugunsten des Schuldners geändert, so
muss der Schuldner dem vollstreckenden Gerichtsvollzieher
die Ausfertigung des Änderungsbeschlusses in entsprechender
Anwendung von § 775 Nr. 1 ZPO vorlegen. Getroffene Voll-
streckungsmaßregeln sind dann nach § 776 Satz 1 ZPO im
Umfang der Änderung aufzuheben.

Für die Praxis wichtiger als diese Änderungsmöglichkeit
dürfte sein, dass die vorläufige Zahlungsanordnung gemäß
§ 302 a Abs. 6 E-ZPO außer Kraft tritt, soweit ein Endurteil
ergeht, die Klage zurückgenommen oder eine anderweitige
Regelung (z. B. Vergleich oder übereinstimmende Erledi-
gungserklärung) wirksam wird. Vollstreckungsmaßnahmen
bleiben in der Höhe aufrechterhalten, in der das Endurteil mit
der vorläufigen Zahlungsanordnung übereinstimmt. Über
diese Wirkungen entscheidet das Gericht. Ob das Endurteil
rechtskräftig sein muss oder ob die vorläufige Vollstreck-
barkeit ausreicht, lässt sich dem Gesetzeswortlaut nicht ganz
eindeutig entnehmen. Die Verwendung des Wortes „ergeht“
deutet darauf hin, dass bereits eine vorläufig vollstreckbare
Entscheidung ausreicht5). Diese Regelung wiche damit von
der für die einstweilige Anordnung auf Unterhaltszahlung
gemäß §§ 620 Nr. 4 und 6, 644 ZPO geltenden Rechtslage ab.
Die einstweilige Anordnung tritt erst außer Kraft, wenn eine
anderweitige Regelung wirksam wird, §§ 620 f Abs. 1, 644
ZPO. Unter Wirksamwerden in diesem Sinne versteht der
BGH die Rechtskraft eines Unterhaltsurteils6). Der Gerichts-
vollzieher braucht sich hierüber aber keine Gedanken zu
machen, weil das Außerkrafttreten vom Gericht festgestellt
werden muss. Bleiben das Urteil oder die anderweitige Rege-
lung im Umfang hinter der vorläufigen Zahlungsanordnung
zurück, so ist sorgfältig zu prüfen, ob und ggf. inwieweit die
getroffenen Vollstreckungsmaßregeln aufzuheben sind. Der
Gläubiger, der aus einer vorläufigen Zahlungsanordnung voll-
streckt hat, ohne dass ihm nach dem Endurteil ein Anspruch in
dieser Höhe zusteht, muss dem Schuldner den dadurch oder
durch eine Leistung zur Abwendung der Vollstreckung ent-
standenen Schaden ersetzen, § 302 a Abs. 8 E-ZPO.

Die vorläufige Zahlungsanordnung soll zunächst nur auf
Probe eingeführt werden. § 29 EGZPO in der Fassung des
Entwurfs sieht vor, dass § 302 a E-ZPO mit Ablauf des
31. Dezember 2009 nicht mehr anzuwenden ist. Der Gesetz-
geber soll dann prüfen, ob sich die Regelung bewährt hat und
über den angegebenen Zeitraum hinaus zu verlängern ist. Die
Vollstreckung aus bis dahin erlassenen vorläufigen Zahlungs-
anordnungen dürfte aber auch ab dem 1. Januar 2010 noch zu-
lässig sein, selbst wenn es bei dem Auslaufen der Regelung
verbleibt. Denn § 29 Halbsatz 2 EGZPO in der Entwurfsfas-
sung bestimmt, dass Verfahren, in denen der Antrag auf Erlass
einer vorläufigen Zahlungsanordnung vor dem 1. Januar 2010
gestellt wurde, von dem Auslaufen der Regelung unberührt
bleiben. Wenn also auch nach diesem Zeitpunkt sogar über
einen zuvor gestellten Antrag auf Erlass einer vorläufigen
Zahlungsanordnung entschieden werden kann, so muss die
Vollstreckung daraus ebenfalls noch zulässig sein. 

Mit einem anderen, recht komplizierten Bereich der
Zwangsvollstreckung befasst sich eine weitere Regelung des
FoSiG, nämlich mit der Zug-um-Zug-Vollstreckung7). Als be-
sonders schwierig erweisen sich regelmäßig Titel, mit denen
der Schuldner zur Zahlung Zug um Zug gegen eine Nach-
besserung verurteilt wurde8). Der Beweis, dass der Schuldner
befriedigt, also die Nachbesserung ordnungsgemäß erbracht
ist, kann bisher gemäß § 756 Abs. 1 ZPO nur durch öffentliche
oder öffentlich beglaubigte Urkunde geführt werden. Das ist in
der Praxis kaum möglich. So wird z. B. der Abnahmeschein,
den der Kunde (= Schuldner) nach der vom Handwerker
(= Gläubiger) erbrachten Leistung unterzeichnet, nahezu nie
in dieser Form aufgenommen. Der Gerichtsvollzieher hat also
i. d. R. zu prüfen, ob die geschuldete Gegenleistung tatsäch-
lich und ordnungsgemäß erbracht ist. Die Prüfung verlagert
sich damit in das Zwangsvollstreckungsverfahren9). 

Um die Vollstreckung zu erleichtern, sieht § 756 Abs. 1 a
E-ZPO für alle Fälle der vom Gläubiger geschuldeten Nacher-
füllung (also nicht nur für Werkverträge, sondern auch für
andere Vertragsverhältnisse, insbesondere die Nacherfüllung
durch Mängelbeseitigung beim Kauf) Folgendes vor: Der Be-
weis, dass der Schuldner befriedigt ist, kann auch durch die
Bescheinigung eines Gutachters erbracht werden. Gutachter
kann eine sachkundige Person oder Stelle sein, auf die sich
Gläubiger und Schuldner nach Entstehen der Streitigkeit
schriftlich verständigt haben, oder ein auf Antrag des Gläubi-
gers durch eine Industrie- und Handelskammer, eine Hand-
werkskammer, eine Architekten- oder Ingenieurkammer oder
eine Landwirtschaftskammer bestimmter öffentlich bestellter
und vereidigter Sachverständiger. Der Gutachter muss min-
destens einen Besichtigungstermin abhalten, zu dem der
Schuldner wenigstens zwei Wochen vorher einzuladen ist. 

Der Gerichtsvollzieher darf danach vollstrecken, sobald
ihm die Ordnungsmäßigkeit der Gegenleistung durch ein Gut-
achten bestätigt wird. Er muss nur darauf achten, dass der
Sachverständige die oben aufgezeigten Eigenschaften besitzt.
Nun könnte sich der Schuldner seiner Leistungspflicht immer
noch entziehen, indem er die Mitwirkung bei der Begutach-
tung verweigert. Auch dieser Fall wurde jedoch bedacht. Denn
der Schuldner ist verpflichtet, eine Untersuchung des Werkes
oder von Teilen desselben zu gestatten. Verweigert er die
Untersuchung so wird vermutet, dass die Nacherfüllung ord-
nungsgemäß erfolgt ist. In diesem Fall reicht für die Vollstre-
ckung die Bescheinigung des Sachverständigen aus, dass
wegen der Weigerung des Schuldners eine Untersuchung des
Werkes oder von Teilen desselben nicht möglich war.

Erfahrungsgemäß bereitet die Vollstreckung von Titeln,
die  eine  Zug  um  Zug  zu  erbringende  Leistung  betreffen,
den Gläubigern erhebliche Schwierigkeiten. Sofern das
Forderungssicherungsgesetz beschlossen wird, sollte der Ge-
richtsvollzieher zukünftig immer auf § 756 Abs. 1a E-ZPO
hinweisen, wenn die vom Gläubiger zu erbringende Gegen-
leistung in einer Nacherfüllung besteht und der Gläubiger die-
sen Weg noch nicht von sich aus eingeschlagen hat10). Am
Sinn der vorläufigen Zahlungsanordnung lässt sich durchaus
zweifeln11). § 756 Abs. 1a E-ZPO wäre dagegen eine erheb-
liche Vereinfachung der Vollstreckungspraxis. 

5) Dafür spricht auch die Begründung des Gesetzentwurfs Bun-
destagsdrucksache 16/511 (S. 22).

6) BGHZ 143, 65 = NJW 2000, 740 = MDR 2000, 336.

7) Dazu eingehend Fichtner DGVZ 2004, 1 ff., 17 ff., 33 ff.
8) Siehe Fichtner DGVZ 2004, 4.
9) Zöller/Stöber, 25. Aufl. § 756 ZPO Rdnr. 7 m. w. N.

10) Rechtsanwälte finden für diesen Fall der Zug-um-Zug-Voll-
streckung schon jetzt ein Muster bei Dellmans/Giers in Vorwerk
(Hrsg.), Das Prozessformularbuch, 8. Aufl., Kap. 46, Abschnitt IV,
Muster 46.11.

11) Kritisch dazu Kunze/Paulus, ZRP 2005, 44; vgl. ferner die
Aussprache in der ersten Beratung (s. o. Fn. 3).
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I.

Der nachfolgende Beitrag befasst sich mit zwei Entschei-
dungen des Landgerichts Ellwangen1) zur Frage der Ausfül-
lung eines Vermögensverzeichnisses gemäß § 903 ZPO und
der möglichen Bezugnahme auf ein (altes) Vermögensver-
zeichnis gemäß § 807 ZPO.

II.

1. Verfahren nach § 903 ZPO sind seit der zweiten Zwangs-
vollstreckungsnovelle und der Einführung der Bestimmun-
gen des § 807 Abs. 1 Ziff. 3 u. Ziff. 4 wesentlich erleich-
tert. So ist im Gegensatz zu früher2) eine neue Pfandlosig-
keitsbescheinigung nicht mehr erforderlich. Dabei hatte es
auch vor Inkrafttreten der zweiten Zwangsvollstreckungs-
novelle schon Entscheidungen zu Einzelfällen gegeben3),
bei denen eine erneute Pfandlosigkeitsbescheinigung nicht
mehr erforderlich war. An und für sich könnten jetzt also
Verfahren nach § 903 ZPO rasch und zeitnah durchgeführt
werden, in aller Regel bleibt dies allerdings nach wie vor
„Wunschdenken“, weil die hohe Belastung der Gerichts-
vollzieher nach wie vor anhält4).

2. Ein effektives Verfahren besteht natürlich auch darin, dass
die neuen Erkenntnisse im Verfahren nach § 903 ZPO
nicht nur rasch protokolliert werden, sondern nach Mög-
lichkeit auch kurz und prägnant. Wird also ein Verfahren
nach § 903 ZPO deshalb betrieben, weil der Schuldner am
seitherigen Arbeitsplatz ausgeschieden ist, genügt in aller
Regel dem Gläubiger die Angabe des neuen Arbeitgebers,
um neu pfänden zu können. Ein solcher Satz im Vermö-
gensverzeichnis mit der genauen Bezeichnung des neuen
Arbeitgebers wäre also als Protokoll im Sinne von § 903
ZPO ausreichend, wenn tatsächlich dies die einzige Ände-
rung wäre, die eingetreten ist.

3. Dies alles ändert nichts daran, dass die Ausfüllung des
Vermögensverzeichnisses schon bei einem Verzeichnis
nach § 807 ZPO oftmals unzureichend ist und war5). Wird
ein Antrag beispielsweise auf den „Arbeitsplatzwechsel“
gestützt, wird oft übersehen, dass auch in den sonstigen
Vermögensverhältnissen des Schuldners Veränderungen
eingetreten sein können, auch wenn beispielsweise ein
Verfahren nach § 903 ZPO kurzfristig nach Abgabe der
letzten eidesstattlichen Versicherung beantragt wird. Diese
Änderungen liegen nicht nur im Bereich des Arbeitgebers
(des neuen), sondern beispielsweise auch in den sonstigen
Vermögensverhältnissen des Schuldners, insbesondere bei
den Unterhaltsberechtigten oder den Unterhaltspflichten.

Ein Kind hat gerade die Schulausbildung beendet und ist in
ein Ausbildungsverhältnis getreten und bezieht jetzt Aus-
bildungsvergütung in entsprechender Höhe, was einen
Wegfall nach § 805 c Abs. 4 ZPO auf einen entsprechen-
den Antrag bewirken kann. Dies gilt es natürlich auch zu
klären6). Die Ehefrau hat kurzfristig eine Arbeitsstelle ge-
funden und verfügt über eigenes Einkommen. Beim neuen
Arbeitgeber erhält der Schuldner im Gegensatz zum seit-
herigen Arbeitgeber vermögenswirksame Leistungen, die
zwar als vermögenswirksame Leistungen beim Arbeitge-
ber nicht gepfändet werden können, gleichwohl unterliegt
die Anlageform der vermögenswirksamen Leistung (z. B.
Lebensversicherung, Bausparvertrag, Fondanteile) der
Pfändung. Der Schuldner hat sein Auto abbezahlt, ein neu-
es gekauft und finanziert. Ein Kredit ist zurückbezahlt, Si-
cherheiten sind frei geworden oder entstandene Anwart-
schaftsrechte haben sich verstärkt und eine Ablösung des
Restkredites ist zu prüfen, um so durch eine entsprechende
Pfändung das Anwartschaftsrecht zum Vollrecht umzuge-
stalten. Rückübertragungsansprüche sind neu entstanden;
die Auflistung ließe sich beliebig fortsetzen.

4. Demzufolge ist der oft in Vermögensverzeichnissen zu
lesende Satz, beispielsweise nach der Angabe des neuen
Arbeitgebers eingefügt, der lautet „ansonsten hat sich
nichts geändert“ falsch, weil eben das Augenmerk nicht auf
noch andere mögliche Veränderungen gerichtet wurde.
Obwohl an und für sich als Aussage klar und deutlich, lässt
diese Formulierung nicht erkennen, ob der Gerichtsvollzie-
her tatsächlich all die möglichen Umstände hinterfragt hat,
die aufgezählt sind. Demzufolge sind sehr wohl berechtigte
Zweifel oftmals an solchen Vermögensverzeichnissen
nach § 903 ZPO angebracht, weil eben auch andere Verän-
derungen denkbar sind. Dabei sind auch die allgemeine
Lebenserfahrung und die Offenkundigkeit von Vermö-
gensveränderungen zu prüfen7). Weiter kann auch die Fra-
ge auftreten, ob es sich beim Verfahren selbst um die Nach-
besserung einer eidesstattlichen Versicherung handelt oder
um eine wiederholte eidesstattliche Versicherung nach
§ 903 ZPO.

III.

1. Dem Landgericht Ellwangen ist deshalb uneingeschränkt
zuzustimmen, wenn es ausführt, dass eine Bezugnahme auf
ein früheres Vermögensverzeichnis nur dann zulässig ist,
wenn sich aus dem Protokoll klar ergibt, dass das frühere
Vermögensverzeichnis mit dem Schuldner im Einzelnen
durchgesprochen und festgestellt wird, dass es richtig und
vollständig ausgefüllt ist.

2. Dabei stellt sich die grundsätzliche Frage, für wen denn das
Verfahren einfacher und wenig zeitaufwändiger sein muss;
die Gerichtsvollzieher meinen seither, dass dies aus-
schließlich für sie zutreffe. Zu Recht haben aber verschie-
dene Landgerichte8) festgestellt, dass die Verfahrensab-

Das Vermögensverzeichnis gemäß § 903 ZPO

Vom Rechtsbeistand und württembergischen Notariatsassessor Bernd Schmidt, Schwäbisch Hall

1) In diesem Heft, Seite 72.
2) Schmidt, Erneute Fruchtlosigkeitsbescheinigung im Falle der

wiederholten eidesstattlichen Versicherung gemäß § 903 ZPO = InVo
5/97, S. 84–86.

3) AG Schöneberg, Beschluss vom 11. 12. 1996, 33 M 429/96 =
InVo 5/97, S. 129/130 m. w. Fundstellen.

4) Schmidt, Verteilung „nach unten“ – und noch kein Ende in
Sicht = DGVZ 6/03, S. 84–86.

5) Schmidt, Fehlerquellen bei Abgabe der eidesstattlichen Versi-
cherungen = DGVZ 4/99, S. 53 ff.; ders. – Die Einkommensangaben
des Schuldners im Vermögensverzeichnis – DGVZ 10/2000, S. 149/
150; ders. – Das vollständige Vermögensverzeichnis = DGVZ 10/02,
S. 149–151.

6) Schmidt – Angaben im Vermögensverzeichnis im Hinblick auf
§ 850 c IV ZPO = InVo 10/03, S. 381/382.

7) Schmidt – Allgemeine Lebenserfahrung und die Offenkundig-
keit von Vermögensveränderungen – Invo 6/01, S. 189/190.

8) Landgericht Nürnberg-Fürth, Beschluss vom 8. 7. 2005, 16 T
5478/05 = DGVZ 11/05, S. 165/166, Landgericht Chemnitz, Be-
schluss vom 6. 6. 2005, 3 T 218/05 = DGVZ 11/05, S. 166/167.
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wicklung und der Verfahrensablauf aus der Sicht der Gläu-
biger zu betrachten sei. Für diese ist aber auf jeden Fall die
Bezugnahme auf ein altes Protokoll nicht einfacher, son-
dern aufwändiger. Diese müssen nämlich mehrere Proto-
kolle vergleichen und es ist keine Seltenheit, dass sich dann
in der „Ergänzungskette“ herausstellt, dass auch das Vor-
protokoll nach § 903 ZPO schon auf ein früheres Protokoll
Bezug nimmt und der Gläubiger also nicht nur zwei Proto-
kolle zu vergleichen und zu ergänzen hat, sondern drei oder
mehr. Es kann sogar vorkommen, dass auf ein zugrunde
liegendes „Protokoll“ in der Verweisungskette Bezug ge-
nommen wird, welches „abgelaufen“ ist, also über 3 Jahre
zurückliegt. Diese Angaben sind nicht mehr verwertbar,
eine Bezugnahme in dieser Form ist also unzulässig9).

3. Im Ergebnis empfiehlt es sich deshalb, ein Vermögensver-
zeichnis vollständig und neu aufzunehmen. Dann sind
sämtliche Unklarheiten beseitigt, und auch für den Ge-

richtsvollzieher ist das Verfahren im Ergebnis schneller
erledigt. Für ein sorgfältig neu ausgefülltes Vermögensver-
zeichnis ist die „Gefahr“ eines Erinnerungsverfahrens nach
§ 766 ZPO wesentlich kleiner und erspart im Ergebnis zu-
sätzliche Arbeit.

4. So hat beispielsweise das Landgericht Bonn10) schon im
Jahre 2002 entschieden, dass im Verfahren nach § 903 ZPO
ein vollständiges Vermögensverzeichnis auszufüllen ist,
auch wenn es nur um den Arbeitsplatzwechsel geht, weil
eben auch sonstige Veränderungen in den Vermögens-
sphären des Schuldners eingetreten sein können. Gleiches
gilt für eine Entscheidung des Landgerichts Waldshut-
Tiengen11) aus dem Jahre 2003. Das Landgericht hat fest-
gestellt, dass eine pauschale Bezugnahme auf ein bereits
vorliegendes Vermögensverzeichnis den Anforderungen
des § 903 ZPO nicht genügt.

9) Schmidt – Vervollständigung des Vermögensverzeichnisses bei
Abgabe der eidesstattlichen Versicherung = DGVZ 12/05, S. 481/482. 10) Beschluss vom 27. 9. 2002, 4 T 506/02, InVo 5/2003, S. 202.

11) Beschluss vom 18. 6. 2003, 1 T 36/03, JurBüro 10/2003, S. 547 ff.

R E C H T S P R E C H U N G

§ 788 Abs. 1 ZPO; Nr. 100 VV-RVG; 109 GVGA

Die vom Schuldner übernommenen Kosten eines im
Zwangsvollstreckungsverfahren geschlossenen Vergleichs
sind regelmäßig notwendige Kosten der Zwangsvollstre-
ckung. Das gilt auch für die durch die Einschaltung eines
Rechtsanwalts entstandene Vergleichs- oder Einigungs-
gebühr.*) 

BGH, Beschl. v. 24. 1. 2006
– VII ZB 74/05 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Die Gläubigerin betreibt gegen den Schuldner die Zwangsvollstre-
ckung aus einem Vollstreckungsbescheid. Während des Zwangsvoll-
streckungsverfahrens schloss sie, vertreten durch ihren Rechtsanwalt,
im Juli 2000 mit dem Schuldner eine Ratenzahlungsvereinbarung.
Darin wurde dem Schuldner gestattet, die Forderung in monatlichen
Raten von 500 DM (255,65 Euro) zu tilgen; bei einem Zahlungsrück-
stand sollte die gesamte Restforderung sofort fällig werden. Der
Schuldner trat der Gläubigerin zur Sicherheit drei Werklohnforderun-
gen ab und übernahm die Kosten der Vereinbarung. 

Der Schuldner geriet mit seinen Ratenzahlungen in Rückstand.
Die Gläubigerin beantragte den Erlass eines Pfändungs- und Überwei-
sungsbeschlusses wegen eines Gesamtbetrages von 4 717,13 Euro.
Darin sind Rechtsanwaltsgebühren in Höhe von 392,42 Euro für den
Abschluss der Ratenzahlungsvereinbarung enthalten. Der Rechtspfle-
ger hat es abgelehnt, insoweit den Pfändungs- und Überweisungs-
beschluss zu erlassen. Die sofortige Beschwerde der Gläubigerin ist
erfolglos geblieben. Dagegen richtet sich ihre vom Beschwerdegericht
zugelassene Rechtsbeschwerde. 

Die Rechtsbeschwerde ist begründet. 

1. Das Beschwerdegericht geht davon aus, dass durch die
Ratenzahlungsvereinbarung eine Vergleichsgebühr nach § 23

*) amtlicher Leitsatz

BRAGO entstanden ist. Es meint jedoch, diese könne nicht
gemäß § 788 Abs. 1 ZPO beigetrieben werden. Kosten der
Zwangsvollstreckung im Sinne dieser Vorschrift seien nur sol-
che, die der Vorbereitung und Durchführung der Zwangsvoll-
streckung unmittelbar dienten. Das sei bei der Ratenzahlungs-
vereinbarung nicht der Fall. Diese bezwecke die freiwillige
Befriedigung des Gläubigers. Fraglich erscheine zudem, ob
die Zuziehung eines Rechtsanwalts durch die Gläubigerin als
Großunternehmen für den Abschluss der Ratenzahlungsver-
einbarung notwendig gewesen sei. Der Gesichtspunkt der Pro-
zesswirtschaftlichkeit rechtfertige letztlich keine andere Beur-
teilung. 

2. Das hält der rechtlichen Nachprüfung im Wesentlichen
nicht stand. Der Erlass des Pfändungs- und Überweisungs-
beschlusses wurde hinsichtlich des Betrags von 392,42 Euro
zu Unrecht abgelehnt. 

a) Zutreffend geht das Beschwerdegericht davon aus, dass
durch die Ratenzahlungsvereinbarung eine Vergleichsgebühr
nach § 23 BRAGO angefallen ist. Es liegt ein Vergleich mit
gegenseitigem Nachgeben vor. Die Gläubigerin hat sich mit
Ratenzahlungen begnügt. Der Schuldner hat ihr zur Sicherheit
drei Werklohnforderungen abgetreten (vgl. OLG Zweibrücken,
Rpfleger 1992, 408; OLG Köln, JurBüro 1979, 1642, 1643;
Schuschke/Walker, ZPO, 3. Aufl., § 788 Rdnr. 11). 

b) Ob die Kosten eines im Zwangsvollstreckungsverfahren
geschlossenen Vergleichs zu den nach § 788 Abs. 1 ZPO
beitreibbaren notwendigen Kosten der Zwangsvollstreckung
gehören, ist in Rechtsprechung und Literatur umstritten. Zum
Teil wird diese Frage verneint mit der Begründung, der Voll-
streckungsvergleich diene nicht unmittelbar der Durchführung
der Zwangsvollstreckung, sondern gerade der Vermeidung von
Zwangsvollstreckungsmaßnahmen. Die Gegenansicht ver-
weist auf prozessökonomische Gesichtspunkte und darauf,
dass der Schuldner die Kosten des Vollstreckungsvergleichs
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veranlasst habe. Zum Teil wird darauf abgestellt, ob der
Schuldner die Kosten im Vergleich übernommen hat (vgl. die
Nachweise bei MünchKom-ZPO/Karsten Schmidt, 2. Aufl.,
§ 788 Rdnr. 15 und bei Schuschke/Walker a. a. O.). 

c) Der Senat entscheidet die Streitfrage dahin, dass die
Kosten eines Vollstreckungsvergleichs regelmäßig nach § 788
Abs. 1 ZPO beigetrieben werden können, wenn der Schuldner
in dem Vergleich die Kosten übernommen hat. Ohne eine sol-
che Vereinbarung wären die Vergleichskosten in entsprechen-
der Anwendung von § 98 Satz 1 ZPO als gegeneinander auf-
gehoben anzusehen (vgl. Zöller/Stöber, ZPO, 25. Aufl., § 788
Rdnr. 7). Eine Kostenerstattung, auch im Wege des § 788
Abs. 1 ZPO, käme von vornherein nicht in Betracht. 

aa) Der Senat muss sich nicht abschließend dazu äußern,
ob Kosten der Zwangsvollstreckung im Sinne von § 788
Abs. 1 ZPO nur solche Aufwendungen sind, die unmittelbar
und konkret zum Zwecke der Vorbereitung und Durchführung
der Zwangsvollstreckung gemacht werden oder ob – weiter-
gehend – alle Aufwendungen des Gläubigers erfasst werden,
die anlässlich der Zwangsvollstreckung entstanden sind oder
kausal auf diese zurückzuführen sind (vgl. zum Meinungs-
stand BGH, Beschluss vom 14. April 2005 – V ZB 5/05, NJW
2005, 2460). Nach der zuletzt genannten Auffassung zählen
die Vergleichskosten zu den Kosten der Zwangsvollstreckung.
Die Anwendung des § 788 ZPO auf die Vergleichskosten ist
aber auch dann sachgerecht, wenn man der engeren Auffas-
sung folgt. § 788 Abs. 1 ZPO wird von dem Veranlassungs-
prinzip beherrscht (BGH, Beschluss vom 14. April 2005 –
V ZB 5/05 a. a. O.; MünchKom-ZPO/Karsten Schmidt,
2. Aufl., § 788 Rdnr. 1); die Vergleichskosten wurden vom
Schuldner, der es zum Zwangsvollstreckungsverfahren hat
kommen lassen, veranlasst. Der Vergleich dient ebenso wie
eine Vollstreckungsmaßnahme unmittelbar der Durchsetzung
und Befriedigung der titulierten Forderung des Gläubigers.
Für die Anwendbarkeit von § 788 Abs. 1 ZPO sprechen
zudem prozessökonomische Erwägungen (vgl. auch OLG
Stuttgart, Rpfleger 1994, 367). Mit § 788 ZPO wird dem Gläu-
biger ein vereinfachtes Verfahren zur Beitreibung der ihm
entstandenen Vollstreckungskosten zur Verfügung gestellt. Er
soll nicht darauf angewiesen sein, eine erneute Klage wegen
eines materiell-rechtlichen Kostenerstattungsanspruchs erhe-
ben zu müssen (BGH, Beschluss vom 14. April 2005 – V ZB
5/05 a. a. O.). Gerade diesen auch für den Schuldner mit wei-
teren Kosten verbundenen Weg müsste er aber beschreiten,
wenn man ihm versagen wollte, die Vergleichskosten nach
§ 788 Abs. 1 ZPO beizutreiben. 

Dass gegebenenfalls ein Gerichtsvollzieher im Rahmen sei-
ner Zuständigkeit zu überprüfen hat, ob ein Vergleich vorliegt
und ob eine Anwaltsgebühr entstanden ist, rechtfertigt keine
andere Beurteilung. Er ist auch sonst mit der Prüfung materiell-
rechtlicher Fragen, etwa im Rahmen des § 775 Nr. 4 ZPO, und
von Gebührentatbeständen befasst (MünchKom-ZPO/Karsten
Schmidt, a. a. O., Rdnr. 15). 

bb) Die Kosten eines Vollstreckungsvergleichs sind regel-
mäßig auch als notwendig im Sinne von § 788 Abs. 1, § 91
ZPO anzusehen. Es handelt sich um Kosten, deren Entstehung
der Gläubiger bei vernünftiger Würdigung der Sachlage ob-
jektiv für erforderlich halten durfte, um die Befriedigung sei-
nes titulierten Anspruchs durchzusetzen (MünchKom-ZPO/
Karsten Schmidt, a. a. O., Rdnr. 15, 22). 

Umstritten ist allerdings, ob dieser Grundsatz auch für die
Vergleichsgebühr nach § 23 BRAGO (nunmehr Einigungs-
gebühr nach RVG VV Nr. 1 000) gilt. Diese soll nach einem
Teil der Literatur nur erstattungsfähig sein, wenn der Gläubiger
wegen besonderer Umstände sich anwaltlicher Hilfe habe be-

dienen müssen. Denn nur für Prozesse gelte, dass die gesetz-
lichen Gebühren und Auslagen eines Rechtsanwalts ohne
Notwendigkeitsprüfung ersetzt würden (MünchKom-ZPO/
Karsten Schmidt, a. a. O., Rdnr. 16; Musielak/Lackmann,
ZPO, 4. Aufl., § 788 Rdnr. 8 Stichwort Vergleich). 

Dem folgt der Senat nicht. Auch von den Vertretern dieser
Ansicht wird nicht in Zweifel gezogen, dass in aller Regel der
Gläubiger einen Rechtsanwalt mit der Durchführung der
Zwangsvollstreckung beauftragen darf und dass die dadurch
entstandenen Kosten als notwendig anzuerkennen sind
(Münch-Komm-ZPO/Karsten Schmidt, a. a. O., Rdnr. 23). Es
besteht kein Anlass, diesen Grundsatz auf die Tätigkeiten zu
beschränken, die durch die Gebühren nach § 57 BRAGO
(nunmehr RVG VV Nr. 3309, 3310) abgegolten sind, und den
Abschluss eines Vergleichs auszunehmen. § 788 Abs. 1 ZPO
verweist ohne Einschränkung auf § 91 ZPO, also auch auf
dessen Abs. 2 Satz 1. Nach dieser Vorschrift werden die ge-
setzlichen Gebühren und Auslagen eines Rechtsanwalts in
allen Prozessen ohne Notwendigkeitsprüfung erstattet. Das
gilt auch dann, wenn er ein Großunternehmen vertritt. Die
Vorschrift ist durch die Verweisung im Zwangsvollstre-
ckungsverfahren entsprechend anwendbar (Zöller/Stöber,
ZPO, 25. Aufl., § 788 Rdnr. 7, 9; HK-ZPO/Saenger, § 788
Rdnr. 24; Schuschke/Walker, ZPO, 3. Aufl., § 788 Rdnr. 11;
Hartmann, Kostengesetze, 33. Aufl., § 57 BRAGO Rdnr. 74). 

Dem steht nicht entgegen, dass der Gläubiger gehalten ist,
die Zwangsvollstreckungskosten möglichst niedrig zu halten
(Zöller/Stöber, a. a. O., Rdnr. 9). Der Abschluss eines Voll-
streckungsvergleichs und die damit verbundene Vermeidung
weiterer Zwangsvollstreckungsmaßnahmen kann sich durch-
aus auch für den Schuldner kostengünstig auswirken. Denn
jede einzelne Vollstreckungsmaßnahme, die durch den Ver-
gleich vermieden wird, ist eine eine Gebühr auslösende (be-
sondere) Angelegenheit nach § 58 Abs. 1 BRAGO bzw. § 18
Nr. 3 RVG (vgl. hierzu Schuschke/Walker, a. a. O.). Dem
Gläubiger kann zudem kaum zugemutet werden, dann, wenn
sich die Möglichkeit eines Vollstreckungsvergleichs abzeich-
net, die Sache seinem Anwalt zu entziehen, den Vergleich
selbst zu schließen, und, falls die Durchführung des Ver-
gleichs scheitert, die weitere Vollstreckung wiederum dem
Anwalt zu übertragen (vgl. Schmidt, JurBüro 2000, 125, 126). 

d) Nach diesen Grundsätzen kann die Gläubigerin die Ver-
gleichsgebühr nach § 788 Abs. 1 ZPO beitreiben. Anhalts-
punkte dafür, dass diese Kosten ausnahmsweise nicht als not-
wendig anerkannt werden können, sind nicht ersichtlich. Der
entsprechende Pfändungs- und Überweisungsbeschluss wurde
somit zu Unrecht nicht erlassen. Der Rechtspfleger wird über
den Antrag unter Beachtung der Rechtsauffassung des Senats
erneut zu entscheiden haben.

Artikel 46 Abs. 1 EuGVVO; §§ 22 Abs. 2 u. 3 AVAG; 807
Abs. 1, 900 Abs. 1 ZPO

Auch im Falle einer Aussetzung des Verfahrens oder einer
Anordnung, dass die Zwangsvollstreckung nicht über
Maßregeln zur Sicherung hinausgehen darf, ist der
Schuldner zur Abgabe der eidesstattlichen Versicherung
verpflichtet, wenn der Gläubiger einen entsprechenden
Auftrag erteilt.*) 

BGH, Beschl. v. 2. 3. 2006
– IX ZB 23/06 –

*) amtlicher Leitsatz
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A u s  d e n  G r ü n d e n :

Das Landgericht Colmar hat den Schuldner am 9. Oktober 2003
zur Zahlung einer Geldsumme an die Gläubigerin verurteilt. Auf deren
Antrag hat der Vorsitzende der 15. Zivilkammer des Landgerichts
Koblenz die Entscheidung für vollstreckbar erklärt. Die hiergegen ge-
richtete Beschwerde des Schuldners ist erfolglos geblieben. 

Nach fristgerechter Einlegung der Rechtsbeschwerde beantragt der
Schuldner, das Verfahren auszusetzen, hilfsweise anzuordnen, dass die
Zwangsvollstreckung nicht über Maßregeln zur Sicherung hinaus-
gehen darf. Er macht geltend: Er verfüge nicht über die Mittel, den
Urteilsbetrag zu zahlen oder rechtzeitig ein entsprechendes Darlehen
zu erhalten. Er müsste die eidesstattliche Versicherung, zu deren Ab-
gabe er auf den 9. März 2006 geladen worden sei, leisten. Dies hätte
zur Folge, dass private und geschäftliche Kredite in erheblicher Höhe
sofort fällig gestellt würden und er als Geschäftsführer nicht mehr trag-
bar wäre. 

Die Anträge des Schuldners sind unzulässig. 

Der Schuldner hat das erforderliche Rechtsschutzbedürfnis
nicht glaubhaft gemacht. Er kann sowohl mit der in erster Li-
nie beantragten Aussetzung des Verfahrens gemäß Artikel 46
Abs. 1 EuGVVO als auch mit dem Hilfsantrag nach § 22
Abs. 3 Satz 1, Abs. 2 AVAG nur erreichen, dass die Gläu-
bigerin auf eine Sicherungsvollstreckung beschränkt ist. Das
folgt für § 22 Abs. 2 und 3 AVAG bereits aus dem eindeutigen
Wortlaut  der  Vorschrift,  gilt  aber  auch  für  die  Aussetzung
des Verfahrens (Kropholler, Europäisches Zivilprozessrecht
8. Aufl. Artikel 46 EuGVVO Rdnr. 6; Geimer/Schütze, Euro-
päisches Zivilverfahrensrecht 2. Aufl. Artikel 46 EuGVVO
Rdnr. 2; Stadler, IPrax 1995, 220, 222 zu Artikel 38 EuGVÜ). 

Der Schuldner hat sein Interesse an einer Eilentscheidung
des Senats damit begründet, dass er auf Betreiben der Gläubi-
gerin zur Abgabe der eidesstattlichen Versicherung geladen
worden sei. Hierzu wäre er aber auch dann verpflichtet, wenn
der Senat einem seiner Anträge stattgeben würde. Denn auch
im Rahmen einer Sicherungsvollstreckung ist der Schuldner
zur Abgabe der eidesstattlichen Versicherung verpflichtet
(vgl. zu § 720 a ZPO OLG Hamburg MDR 1999, 255; OLG
Frankfurt am Main Rpfleger 1996, 468; OLG Koblenz MDR
1991, 63 f.; OLG München MDR 1991, 64; KG MDR 1989,
745; OLG Hamm MDR 1982, 416; OLG Düsseldorf NJW
1980, 2717; OLG Stuttgart NJW 1980, 1698; Stein/Jonas/
Münzberg, ZPO 22. Aufl. § 807 Rdnr. 5; Schuschke/Walker,
Vollstreckung und Vorläufiger Rechtsschutz 3. Aufl. § 720 a
Rdnr. 6; MünchKom-ZPO/Krüger, 2. Aufl. § 720 a Rdnr. 4;
Zöller/Stöber, 25. Aufl. § 720 a Rdnr. 7; Baumbach/Lauter-
bach/Albers/Hartmann, ZPO 64. Aufl. § 720 a Rdnr. 4;
Musielak/Lackmann, ZPO 4. Aufl. § 720 a Rdnr. 4; Musielak/
Becker, a. a. O. § 807 Rdnr. 2; a. A. LG Berlin Rpfleger 1989,
206; LG Osnabrück MDR 1989, 463; LG Mainz DGVZ 1987,
61). 

Dem Wortlaut der Artikel 46, 47 EuGVVO und der
§§ 18 ff. AVAG kann nicht entnommen werden, dass der
Gläubiger im Rahmen der danach zulässigen Maßnahmen zur
Sicherung nicht auch die Abgabe der eidesstattlichen Versi-
cherung erwirken kann. Das Gleiche gilt für die Vorschrift des
§ 720 a ZPO; die dort genannte Beschränkung auf die Pfän-
dung beweglicher Sachen und die Eintragung einer Siche-
rungs- oder Schiffshypothek besagt nichts über die Zulässig-
keit von Nebenmaßnahmen der Zwangsvollstreckung, die
ihrerseits erst eine zulässige Vollstreckungsmaßnahme er-
möglichen sollen (OLG Düsseldorf a. a. O.). 

Die  Gesetzesmaterialien  verhalten  sich  nicht  zu  der  hier
zu entscheidenden Frage (vgl. Bundestagsdrucksache 7/2729
S. 21, 45, 109 f., 7/5250 S. 16, 64 zu § 720 a ZPO; 14/4591
S. 22 zu § 22 AVAG 2001; 11/351 S. 26 zu § 24 AVAG 1988;
BR-Drucks. 534/99 zu Artikel 43, 44 des Vorschlags einer

Verordnung [EG] des Rates über die gerichtliche Zuständig-
keit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entschei-
dungen in Zivil- und Handelssachen). 

Abzustellen ist daher auf Sinn und Zweck der Vorschriften,
die dem Gläubiger den Zugriff auf das Schuldnervermögen im
Wege der Sicherungsvollstreckung eröffnen. Dem Gläubiger
soll eine dem Arrest vergleichbare Sicherung verschafft werden,
indem er auch vor einer Schmälerung der Haftungsmasse durch
den Schuldner geschützt wird (Bundestagsdrucksache 7/2729
S. 21, 45, 109 f., 7/5250 S. 16). Dieser Zweck ist aber nur dann
sicher zu erreichen, wenn der Schuldner unter den im Gesetz ge-
nannten Voraussetzungen die eidesstattliche Versicherung ab-
geben muss. Denn nur auf diesem Wege kann der Gläubiger zu-
verlässig ermitteln, ob der Schuldner Vermögen besitzt, auf das
er im Wege der Sicherungsvollstreckung zugreifen kann (OLG
Hamburg a. a. O.; Krüger, a. a. O.). Die Abgabe der eidesstatt-
lichen Versicherung ist daher eine Maßnahme zur Vorbereitung
zulässiger, hier auf Sicherung beschränkter, Vollstreckungszu-
griffe. Aus vergleichbaren Erwägungen ist – soweit ersichtlich
– allgemein anerkannt, dass der dingliche Arrest ein zur Her-
beiführung  der  Offenbarungsversicherung  genügender  Titel
ist (OLG Stuttgart a. a. O.; Stein/Jonas/Münzberg, a. a. O.;
MünchKomm-ZPO/Eickmann, 2. Aufl. § 807 Rdnr. 3). 

Vermag somit der Schuldner mit den von ihm beantragten
einstweiligen Maßnahmen die anstehende Abgabe der eides-
stattlichen Versicherung nicht zu verhindern, fehlt ihm das
Rechtsschutzbedürfnis für seine Anträge. 

§§ 903 ZPO; 185 n GVGA

Die pauschale Behauptung, ein Umzug von einem Bundes-
land mit einer sehr hohen Arbeitslosenquote in ein besser
gestelltes Bundesland lasse die Vermutung einer Arbeits-
aufnahme bzw. eines Vermögenserwerbs zu, rechtfertigt
keine Pflicht des Schuldners zur wiederholten Abgabe der
eidesstattlichen Versicherung innerhalb der in § 903 ZPO
vorgegebenen Sperrfrist.

LG Heidelberg, Beschl. v. 15. 8. 2005
– 6 T 51/05 II –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Die sofortige Beschwerde der Gläubigerin ist zulässig, je-
doch unbegründet.

Die Gläubigerin hat hier nicht einmal durch Vorlage der
Auskunft aus dem Melderegister glaubhaft gemacht, dass der
Schuldner nunmehr in W. wohnt.

Das Amtsgericht ist zu Recht davon ausgegangen, dass der
Umstand, dass der Schuldner eine neue Wohnung bezieht,
noch nicht genügt, um eine wiederholte eidesstattliche Versi-
cherung nach § 903 ZPO zu rechtfertigen. Dies entspricht der
überwiegenden Auffassung in der Kommentarliteratur (vgl.
Stein/Jonas/Münzberg, ZPO, 22. Auflage, § 903, Rdnr. 22;
Baumbach/Lauterbach/Hartmann, ZPO, 63. Auflage, § 903
Rdnr. 17). Es ist nicht dargetan, dass der Schuldner für die
Wohnung, in die er gezogen sein soll, eine höhere Miete zahlt.
Der Schuldner kann ebenso gut zu einem Lebenspartner oder
einem Verwandten oder in eine andere vom Sozialamt finan-
zierte Wohnung gezogen sein. Deshalb dürfte es zumindest
weiterer von der Gläubigerin glaubhaft zu machender Anhalts-
punkte, dass mit dem Wohnungswechsel auch ein Vermö-
genserwerb einhergegangen ist (Landgericht Frankfurt,
DGVZ 2004, Seite 44). Hieran fehlt es im vorliegenden Fall.
Es ist auch nicht ausreichend für eine Glaubhaftmachung, die
pauschale Behauptung, dass der Umstand des Umzuges des
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Schuldners von einem Bundesland mit einer sehr hohen
Arbeitslosenquote in ein besser gestelltes vermuten lasse, dass
eventuell eine Arbeitsaufnahme bzw. ein Vermögenserwerb
erfolgt sei. Dabei handelt es sich nur um eine allgemeine ab-
strakte Vermutung.

§§ 284 BGB; 885, 788 ZPO; 109, 130 Nr. 5, 180 GVGA

Für die Kosten einer Zwangsräumung haften die zur Räu-
mung Verurteilten dann nicht als Gesamtschuldner, wenn
gegen einen der gesamtschuldnerischen Haftenden keine
Vollstreckungsmaßnahmen durchgeführt wurden, weil er
seine Pflicht bereits vor Beginn der Zwangsvollstreckung
freiwillig erfüllt hat.

LG Koblenz, Beschl. v. 21. 3. 2006
– 2 T 65/06 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Die Gläubigerin betrieb gegen die Schuldner die Zwangsräumung
aus einem Zuschlagsbeschluss des Amtsgerichts.

Auf ihren Antrag hat das Amtsgericht durch den angefochtenen
Beschluss, auf dessen Gründe zum Zweck der weiteren Sachdarstel-
lung Bezug genommen wird, die Kosten der Zwangsräumung gegen
die Schuldner festgesetzt.

Gegen diesen Beschluss wendet sich die Schuldnerin mit ihrer so-
fortigen Beschwerde.

Der Rechtspfleger des Vollstreckungsgerichts hat der sofortigen
Beschwerde nicht abgeholfen und die Sache der Kammer zur Ent-
scheidung vorgelegt.

Ihre Beschwerde hat die Schuldnerin im Wesentlichen damit be-
gründet, dass die zum Zeitpunkt der Räumungsvollstreckung bereits
ausgezogen gewesen sei.

Die Kammer hat die Beteiligten und auch den Gerichtsvollzieher
im Beschwerdeverfahren schriftlich zu der Frage angehört, ob die
Schuldnerin zum Zeitpunkt der Zwangsräumung bereits mit ihrer
Habe ausgezogen gewesen ist.

Die zulässige Beschwerde ist begründet.

Der Rechtspfleger hat die Kosten der Zwangsräumung als
Kosten der Zwangsvollstreckung gemäß § 788 Abs. 1 ZPO zu
Unrecht gegen die Schuldnerin festgesetzt. Zwar haften
grundsätzlich die Schuldner einer Zwangsräumung für deren
Kosten als Gesamtschuldner. Dies gilt jedoch dann nicht,
wenn gegen einen der gesamtschuldnerisch Haftenden keine
Vollstreckungsmaßnahmen durchgeführt werden, weil er sei-
ne Pflichten bereits vor Beginn der Zwangsvollstreckung frei-
willig erfüllt hat (LG Kassel Rpfleger 2000, 402).

Dies ist hier der Fall. Nach der glaubhaften Darstellung der
Schuldnerin hatte diese die Wohnung mit ihrer Habe bereits
zum Zeitpunkt der Zwangsräumung freiwillig geräumt. Dies
hat der Gerichtsvollzieher in seiner dienstlichen Stellungnah-
me im Ergebnis bestätigt, denn er hat ausgeführt, dass das
Wohnzimmer und die Küche bereits geräumt gewesen seien
und auffällig gewesen sei, dass keinerlei Kleidung oder Wä-
sche der Schuldnerin vorhanden gewesen sei. Etwas Gegentei-
liges hat die Gläubigerin nicht dargelegt. Die bloße Anwesen-
heit der Schuldnerin bei der Zwangsräumung hat diese damit
erklärt, dass sie ihrem Ehemann habe helfen wollen. Die An-
wesenheit allein kann deshalb nicht zur gesamtschuldneri-
schen Haftung der Schuldnerin führen.

Anmerkung:

Vorstehender Entscheidung ist zuzustimmen. Trotzdem er-
scheint es angebracht, für die Praxis noch einige Hinweise an-

zufügen. Gleich lautend haben entschieden das LG Berlin
(Rpfleger 1982, S. 485) mit zahlreichen Rechtsprechungs- und
Literaturhinweisen pro und contra sowie das LG Stuttgart
(Rpfleger 1993, S. 38), und zwar jeweils bezüglich der Kosten
für Zwangsräumungen, bei denen ein Schuldner (Ehepartner)
die Wohnung bereits verlassen hatte. Die bis dahin bezüglich
der Vollstreckungskosten bei Gesamtschuldnern allgemein
bestehenden unterschiedlichen Auffassungen wurden weit-
gehend durch die Zweite Zwangsvollstreckungsnovelle vom
17. 12. 1997 (BGB1. I, S. 3039) ausgeräumt, mit der an § 788
Abs. 1 ZPO folgender Satz 3 angefügt wurde:

„Soweit mehrere Schuldner als Gesamtschuldner verurteilt wor-
den sind, haften sie auch für die Kosten der Zwangsvollstreckung als
Gesamtschuldner; § 100 Abs. 3 und 4 gilt entsprechend.“

Auf diese Änderung stützt sich die gegenteilige Entschei-
dung des LG Mannheim (Deutsche Wohnungswirtschaft,
2002, S. 166) in der hierzu u. a. ausgeführt wird:

„Nach § 788 Abs. 1 S. 3 ZPO haften mehrere Schuldner auch für
die Kosten der Zwangsvollstreckung als Gesamtschuldner, soweit
nicht § 100 Abs. 3, 4 ZPO etwas anderes vorsehen, was hier nicht der
Fall ist. Der Grundsatz der gesamtschuldnerischen Haftung macht
gerade aus, dass die Klägerin Vollstreckungskosten gegenüber den
Beklagten ohne Rücksicht darauf festsetzen lassen kann, wer von den
Beklagten diese Kosten verursacht hat. Deshalb kommt es vorliegend
nicht darauf an, dass die Beklagte zu Ziff. 1 bereits aus der Wohnung
ausgezogen war, als diese von dem Gerichtsvollzieher geräumt
wurde.“

Diese Rechtsauffassung hält sich sehr eng an den Geset-
zeswortlaut, ohne den bei einer gesamtschuldnerischen Verur-
teilung zur Räumung gegebenen Sachverhalt und die mit der
Einfügung des Satzes 3 in § 788 Abs. l ZPO beabsichtigte
Klarstellung angemessen zu berücksichtigen. Die Gesetzes-
änderung wurde in der Bundestagsdrucksache 12/8314 vom
21. Juli 1994, S. 19, wie folgt begründet:

„Nach dem für das Erkenntnisverfahren geltenden Grundsatz des
§ 100 Abs. 4 ZPO haften mehrere als Gesamtschuldner verurteilte
Beklagte auch hinsichtlich der Kosten gesamtschuldnerisch. Dieser
Grundsatz soll für das Vollstreckungsverfahren ebenfalls Geltung be-
anspruchen. Die Neuregelung findet ihre sachliche Rechtfertigung da-
rin, dass es nicht zu Lasten des Gläubigers gehen darf, wenn sein
Zwangsvollstreckungsversuch gegen einen von mehreren gleichran-
gig haftenden Schuldnern erfolglos geblieben ist und dadurch zusätz-
liche Kosten verursacht hat. Die übrigen Schuldner hätten nämlich die
Pflicht gehabt, ebenfalls unverzüglich die titulierte Forderung zu er-
füllen. Hätten sie dieser Pflicht genügt, wären dem Gläubiger die
durch den fruchtlosen Vollstreckungsversuch zusätzlich entstandenen
Kosten erspart geblieben. Auch die gesamtschuldnerische Haftung für
die Vollstreckungskostens findet ihre Rechtfertigung letztlich im
Verzug der Schuldner. Spätestens mit Zustellung der Klage geraten
die Gesamtschuldner in Verzug (§ 284 Abs. 1 Satz 2 BGB). Wenn alle
Gesamtschuldner in Verzug geraten, dann haften sie auch gesamt-
schuldnerisch für die Verzugsfolgen.“

Aus der Gesetzesbegründung ist zu erkennen, dass der Ge-
setzgeber bei der Ergänzung des § 788 ZPO die Vollstreckung
von Zahlungstiteln im Blick hatte, weil dabei jeder der Ge-
samtschuldner nach einer Verurteilung durch sofortige Zah-
lung des geschuldeten Gesamtbetrages den Verzug beenden
und jegliche Vollstreckungsmaßnahme überflüssig machen
kann, so dass weitere Kosten nicht entstehen können. Werden
jedoch Eheleute als gemeinsame Mieter einer Wohnung ge-
samtschuldnerisch zur Räumung verurteilt, von denen einer
(in der Regel bei gleichzeitiger Trennung) die Wohnung unter
Mitnahme der ihm gehörenden Sachen vor Einleitung von
Vollstreckungsmaßnahmen verlässt, so hat dieser keine Mög-
lichkeit, den zurückbleibenden Partner aus dem Besitz der
Wohnung zu setzen. Gegen den zur Räumung verurteilten
Schuldner, der die Wohnung rechtzeitig verlassen hat, wird
gerade nicht unter Aufwendung zusätzlicher Kosten erfolglos
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vollstreckt, weshalb er auch keine Kosten verursacht hat, für
die er nach der vorstehend wiedergegebenen Gesetzesbegrün-
dung zu haften hätte. Diese Kosten verursacht allein der in der
Wohnung verbliebene weitere Schuldner, so dass auch nur er
für diese einstehen muss. Aus dem Wortlaut des § 788 Abs. 1
S. 3 ZPO und der Gesetzesbegründung hierzu ist nicht zu ent-
nehmen, dass der gemeinsame Abschluss eines Mietvertrages
und die gesamtschuldnerische Verurteilung zur Wohnungs-
räumung eine Haftung bis hin zu den Kosten einer Zwangs-
vollstreckung auch für den Gesamtschuldner begründet, der
den Titelanspruch (hier durch Räumung der Wohnung) vor
Einleitung der Vollstreckung erfüllt hat. Bei Vollstreckungs-
kosten handelt es sich um Verzugsschaden, der einen Verzug
voraussetzt.

Dabei wird keineswegs übersehen, dass die hier unter-
stützte Rechtsauffassung der Landgerichte Kassel und Kob-
lenz von Schuldnern auch ausgenutzt werden kann, indem der
Schuldner, bei dem „etwas zu holen“ ist (z. B. durch Lohn-
pfändung) einvernehmlich vorher auszieht, während der an-
dere (EV bereits abgegeben) die Zwangsräumung abwartet,
wobei der Gläubiger auf seinen Kosten sitzen bleibt. Diese
Möglichkeit darf aber nicht als Regelfall betrachtet werden.
Wo sie gezielt ausgenutzt wird, steht dem Gläubiger die
Möglichkeit offen, die Räumungskosten gegen den Schuldner,
der die Wohnung vor der Vollstreckung verlassen hat, im
Klagewege geltend zu machen. Im Rahmen des § 788 ZPO
oder im Kostenfestsetzungsverfahren sollte diese Klärung
nicht erfolgen.

Obergerichtsvollzieher a. D. Theo Seip,
Limburg/Lahn

§§ 807, 903 ZPO; 185 a, 185 n, 185 o GVGA

Dem Antrag der Gläubigerin auf Abgabe der eidesstatt-
lichen Versicherung nach Ablauf der Sperrfrist steht die
Tatsache, dass die Schuldnerin seit Abgabe der letzten
eidesstattlichen Versicherung ihre dortigen Angaben er-
gänzt hat, auch dann nicht entgegen, wenn vom Gerichts-
vollzieher hierfür ein Protokoll über die Abnahme einer
eidesstattlichen Versicherung erstellt wurde.

LG Ellwangen, Beschl. v. 29. 11. 2005
– 1 T 317/05 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Die Schuldnerin hat am 9. Oktober 2001 die eidesstattliche Versi-
cherung abgegeben. Am 18. Mai 2004 hat ein anderer Gläubiger be-
antragt, die eidesstattliche Versicherung vom 9. Oktober 2001 nur
hinsichtlich der Rentenversicherungsnummer, unter welcher die
Schuldnerin Witwenrente erhält, zu ergänzen.

Am 9. September 2004 hat der zuständige Gerichtsvollzieher ein
Protokoll über die Abnahme der eidesstattlichen Versicherung durch
die Schuldnerin erstellt. Hierin nahm die Schuldnerin Bezug auf das
Vermögensverzeichnis vom 9. Oktober 2001 und machte ergänzend
Angaben zu ihrer Witwenrente.

Die Gläubigerin des vorliegenden Zwangsvollstreckungsverfah-
rens stellte am 27. Januar 2005 beim Gerichtsvollzieher einen Pfän-
dungsantrag und einen Antrag auf Abgabe der eidesstattlichen Versi-
cherung. Ein vom Gerichtsvollzieher am 2. Juni 2005 durchgeführter
Pfändungsversuch verlief erfolglos. Mit seinem schriftlichen Vermerk
vom 7. Juni 2005 hat der Gerichtsvollzieher festgestellt, dass die
Voraussetzungen für eine erneute Abgabe der eidesstattlichen Versi-
cherung nicht gegeben seien, weil die Schuldnerin bereits am 9. Sep-
tember 2004 eine solche abgegeben habe. Hiergegen legte die Gläubi-
gerin Erinnerung ein. Mit der angegriffenen Entscheidung hat das
Vollstreckungsgericht die Erinnerung zurückgewiesen. Die Gläubige-
rin hat hiergegen sofortige Beschwerde eingelegt. Das Amtsgericht
hat nicht abgeholfen und die Akten der Beschwerdekammer zur Ent-
scheidung vorgelegt.

Die sofortige Beschwerde der Gläubigerin ist zulässig und
hat in der Sache Erfolg.

Zwar hat der Gerichtsvollzieher am 9. September 2004 ein
Protokoll über die Abnahme einer eidesstattlichen Versiche-
rung durch die Schuldnerin erstellt. Eine am geltenden Recht
orientierte Auslegung des Protokollinhalts ergibt jedoch, dass
es sich hierbei um keine erneute Abgabe einer eidesstattlichen
Versicherung, sondern lediglich um die Protokollierung einer
Ergänzung der eidesstattlichen Versicherung der Schuldnerin
vom 9. Oktober 2001 handelt. Die damalige Gläubigerin hatte
mit ihrem Antrag vom 17. Mai 2004 keine erneute Abgabe der
eidesstattlichen Versicherung, sondern lediglich eine Ergän-
zung der eidesstattlichen Versicherung vom 9. Oktober 2001
wegen eines einzigen Punktes, nämlich der Rentenversiche-
rungsnummer, beantragt. Hinzu kommt, dass eine erneute
Abgabe der eidesstattlichen Versicherung am 9. September
2004 gemäß § 903 ZPO unzulässig gewesen wäre, weil die
dort normierte Frist von drei Jahren im Zeitpunkt der Antrag-
stellung durch die Gläubigerin (vgl. Zöller, ZPO, 25. Aufl.,
Rdnr. 3 zu § 903) noch nicht abgelaufen war. Schließlich ent-
hält das Protokoll vom 9. September 2004 eine unzulässige,
weil pauschale Bezugnahme auf die eidesstattliche Versiche-
rung vom 9. Oktober 2001. Bei einer erneuten Abgabe der
eidesstattlichen Versicherung ist eine Bezugnahme auf ein frü-
heres Vermögensverzeichnis nur dann zulässig, wenn sich aus
dem Protokoll klar ergibt, dass das frühere Vermögensver-
zeichnis mit dem Schuldner im Einzelnen durchgesprochen
und festgestellt wird, dass es richtig und vollständig ausgefüllt
ist (Zöller a. a. O., Rdnr. 13). Eine Abgabe der eidesstattlichen
Versicherung vom 9. September 2004 wäre nach alledem nicht
rechtmäßig erfolgt, weshalb sich der Vorgang rechtlich nur als
eine Ergänzung der früheren eidesstattlichen Versicherung
vom 9. Oktober 2001 aufrechterhalten lässt. Die Ergänzung
des Vermögensverzeichnisses stellt sich lediglich als Fortset-
zung des früheren Verfahrens dar und steht deshalb dem An-
trag der Gläubigerin vom 27. Januar 2005 auf erneute Abgabe
der eidesstattlichen Versicherung nicht entgegen (Zöller
a. a. O., Rdnr. 15). Die Beschwerde der Gläubigerin hatte des-
halb Erfolg.

§§ 903 ZPO; 185 n, 185 o GVGA

Wird bei einer wiederholten Abgabe der eidesstattlichen
Versicherung innerhalb der gesetzlichen Sperrfrist auf ein
bzw. mehrere Vermögensverzeichnisse aus vorherigen
Verfahren Bezug genommen, sind die Angaben in diesen
Vermögensverzeichnissen widersprüchlich, lückenhaft
oder ungenau und geht nicht hervor, dass der Gerichts-
vollzieher die in Bezug genommenen Fragen und Antwor-
ten genau besprochen hat, so hat der Schuldner das bzw.
die Vermögensverzeichnisse entsprechend nachzubessern
und zu vervollständigen.

LG Ellwangen, Beschl. v. 12. 5. 2005
– 1 T 67/05 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Der Schuldner hat am 19. Juli 2002, 30. Januar 2004 (im Wesent-
lichen Bezugnahme auf das Vermögensverzeichnis vom 19. Juli 2002)
und 5. März 2004 (im Wesentlichen Bezugnahme auf das Vermögens-
verzeichnis vom 30. Januar 2004) jeweils eidesstattliche Versicherun-
gen abgegeben bzw. ergänzt. Am 22. Oktober 2005 nahm der Schuld-
ner im Rahmen eines Verfahrens nach § 903 ZPO auf die Vermögens-
verzeichnisse vom 19. Juli 2002, 30. Januar 2004, 5. März 2004 (Az.
M 1323/02 u. a.) Bezug und ergänzte diese wie folgt: „seit der letzten
eidesstattlichen Versicherung vom 5. März 2004 hat sich überhaupt
nichts geändert, darauf nehme ich Bezug.“ Die hiergegen gerichtete
Erinnerung der Gläubigerin war erfolglos.
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Die sofortige Beschwerde der Gläubigerin (§ 793 ZPO) ist
zulässig. Das Gericht hält im vorliegenden Fall, in dem nicht
nur Ergänzung hinsichtlich einzelner Fragen, sondern die Art
und Weise der Zwangsvollstreckung des Gerichtsvollziehers
insgesamt gerügt wird, die Erinnerung für zulässig. Die Gläu-
bigerin ist nicht auf den Weg der Nachbesserung zu ver-
weisen, zumal dies nicht den einfacheren Weg darstellt (LG
Konstanz, Beschluss vom 17. Mai 2001, 6 T 82/01 G; LG
Siegen, Beschluss vom 22. Januar 2001, 4 T 52/01, a. A. wohl
Zöller/Stöber, ZPO, 25. Auflage, § 900 Rdnr. 41).

Der Gerichtsvollzieher hat die Voraussetzungen des § 903
ZPO bejaht. Entscheidungserheblich ist deshalb, ob die eides-
stattliche Versicherung vom 22. Oktober 2004 den gesetz-
lichen Vorgaben entspricht oder ob diese nachgebessert oder
vervollständigt werden muss. Grundsätzlich muss der Schuld-
ner   ein   vollständiges   neues   Vermögensverzeichnis   vor-
legen (MüKo-Eickmann, ZPO, 2. Auflage, § 903 Rdnr. 15;
LG Waldshut-Tiengen, JurBüro 2003, 547; Zöller, ZPO,
25. Auflage § 903 Rdnr. 13). Inwieweit eine Bezugnahme auf
alte Vermögensverzeichnisse möglich ist, ist umstritten. Teil-
weise wird eine konkrete Bezugnahme bei Einzelpositionen
(MüKo-Eickmann, LG Waldshut-Tiengen, jeweils a. a. O.,
Musielak, ZPO, 4. Auflage, § 903 Rdnr. 7; Thomas/Putzo,
ZPO, 26. Auflage, § 807 Rdnr. 30), teilweise – bei Vorliegen
des alten Vermögensverzeichnis – eine konkrete Bezugnahme
auf einzelne Positionen, wenn diese durchgesprochen wurden
(Zöller/Stöber, ZPO, 25. Auflage, § 903 Rdnr. 13) für möglich
erachtet.

Vorliegend hat der Schuldner auf insgesamt drei vorherige
eidesstattliche Versicherungen Bezug genommen. Soweit die-
se widersprüchliche Angaben enthalten, ist nicht klar, welche
Angaben gelten sollen. Zwar hat der Schuldner ausgeführt,
dass sich seit der letzten eidesstattlichen Versicherung nichts
geändert habe – gleichzeitig hat er jedoch nicht klargestellt,
worauf genau sich nun seine eidesstattliche Versicherung bei
Widersprüchen bezieht. Es kann nach dem vorliegenden Pro-
tokoll – da dies nicht ausdrücklich vermerkt ist – auch nicht
davon ausgegangen werden, dass der Gerichtsvollzieher nicht
lediglich eine – aus den aufgezeigten Gründen widersprüchli-
che – pauschale Bezugnahme auf vorgehende eidesstattliche
Versicherungen zugelassen hat. Es kann nicht festgestellt wer-
den, dass der Gerichtsvollzieher die einzelnen Fragen und
Antworten mit dem Schuldner durchgesprochen und erörtert
hat. Es ist den Gläubigern auch nicht zuzumuten, sich bei der
vorliegenden Kette von Bezugnahmen von insgesamt vier
Vermögensverzeichnissen – bei vorhandenen Widersprüchen
bei einzelnen Fragen – die „richtige“ Antwort herauszusu-
chen. Die eidesstattliche Versicherung vom 22. Oktober 2004
ist widersprüchlich, lückenhaft und ungenau. Sie wird ihrem
Zweck, dem Gläubiger Kenntnis zum Zugriff auf die angege-
benen Vermögenswerte zu verschaffen, nicht gerecht. Deshalb
hat der Schuldner das Vermögensverzeichnis vom 22. Oktober
2004 – ohne ein neues Verfahren – noch einmal nach Maßgabe
des Antrags der Gläubigerin zu vervollständigen. Dabei ist
eine konkrete Bezugnahme des Schuldners auf das letzte
Vermögensverzeichnis – soweit dort nicht selbst eine Bezug-
nahme erfolgte – grundsätzlich möglich, wenn die in Bezug
genommene Frage und Antwort besprochen und dies doku-
mentiert wird. Diese Voraussetzungen liegen jedoch im vor-
liegenden Fall nicht vor.

§§ 806 a, 807 Abs. 1 ZPO; 108 a, 185 a GVGA

Werden im Laufe des Vollstreckungsverfahrens Forde-
rungen des Schuldners gegenüber einem Dritten ermittelt,
sind die Voraussetzungen für die Anberaumung eines Ter-
mins zur Abgabe der eidesstattlichen Versicherung nicht

vorhanden, es sei denn, der Gläubiger trägt substantiiert
vor, dass eine Vollstreckung dieser Forderungen erfolglos
verlaufen würde.

I. AG Hamburg-Harburg, Beschl. v. 16. 2. 2006
– 616 c M 7431/05 –

II. LG Hamburg, Beschl. v. 3. 3. 2006
– 304 T 5/06 –

I .

Die Erinnerung der Gläubiger gegen die Art und Weise der
Zwangsvollstreckung wird kostenpflichtig zurückgewiesen.

Die zulässige Erinnerung gemäß § 766 ZPO bleibt in der
Sache ohne Erfolg.

Die derzeitige Ablehnung des Gerichtsvollziehers, einen
Termin zur Abgabe der eidesstattlichen Versicherung anzube-
raumen, ist rechtlich nicht zu beanstanden.

Wenn dem Gläubiger auch im Laufe des Vollstreckungs-
verfahrens Forderungen bekannt werden, sei es, dass der
Gerichtsvollzieher einen Arbeitgeber ermittelt hat oder, wie
vorliegend, den Erhalt von Krankengeld ermittelt, so ist zu-
nächst dieser Vollstreckungsmöglichkeit nachzugehen – und
insoweit fehlt es am Rechtsschutzbedürfnis zur Anberaumung
eines eV-Termins –, es sei denn, es werde vom Gläubiger
nachvollziehbar dargelegt, dass und aus welchen Gründen
diese Vollstreckung ins Leere laufen würde. Nur so ist in Ab-
wägung der beiderseitigen Interessen – des Gläubigers auf
zeitnahe Befriedigung seiner Forderung, des Schuldners auf
Vermeidung u. U. weitreichender wirtschaftlicher Folgen bei
eV-Abgabe – angemessen Rechnung zu tragen.

Vorliegend handelt es sich auch um eine konkrete und be-
stimmte Ermittlung des als sorgfältig und penibel bekannten
Gerichtsvollziehers, die mit den beispielhaft vom Gläubiger-
vertreter bezeichneten unspezifizierten Schuldnerhinweisen
nicht zu vergleichen sind. Dass Letztere nicht einer erfolgs-
offenen Ausforschung bedürften, versteht sich von selbst.

Das Gericht hatte daher keinen Anlass, von seiner in mehr-
facher Rechtsprechung vertretenen Ansicht abzugehen.

I I .

Die sofortige Beschwerde der Gläubiger gegen den Be-
schluss des Amtsgerichts Hamburg-Marburg vom 16. Februar
2006 wird kostenpflichtig zurückgewiesen.

Die sofortige Beschwerde ist zulässig, insbesondere form-
und fristgerecht eingelegt. In der Sache hat sie hingegen kei-
nen Erfolg. Das Amtsgericht hat durch den angegriffenen
Beschluss die Erinnerung der Gläubiger zu Recht zurück-
gewiesen, da die Voraussetzungen für die Anberaumung eines
Termins zur Abgabe der eidesstattlichen Versicherung gemäß
§ 807 ZPO durch die Schuldnerin nicht vorlagen. Der Ge-
richtsvollzieher hat im Zuge des Vollstreckungsverfahrens
eine Forderung der Schuldnerin in Form des von dieser erhal-
tenen Krankengeldes ermittelt. Vor diesem Hintergrund haben
sowohl der Gerichtsvollzieher als auch das Amtsgericht zu-
treffend den Standpunkt vertreten, dass ein Rechtsschutz-
bedürfnis der Gläubiger für die Abgabe der eidesstattlichen
Versicherung durch die Schuldnerin fehle (vgl. auch LG
Koblenz DGVZ 1998, 43). Die durch das Amtsgericht vorge-
nommene Abwägung zwischen Schuldner- und Gläubiger-
interessen ist nicht zu beanstanden, das Landgericht schließt
sich den Ausführungen insoweit vollumfänglich an.

Die Gläubiger können sich auch nicht darauf berufen, dass
eine lediglich ungenaue Angabe der ggf. vorrangig pfändbaren
Forderung erfolgt sei. Ausweislich des Pfändungsprotokolls
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hat der Gerichtsvollzieher nicht nur die bloße Angabe der
Schuldnerin aufgenommen, dass diese Krankengeld beziehe,
sondern auch den Namen der Krankenkasse und sogar deren
Adresse. Wieso es vor diesem Hintergrund den Gläubigern un-
zumutbar sein sollte, zunächst einen entsprechenden Vollstre-
ckungsversuch oder weitere Ermittlungen zu den Erfolgsaus-
sichten einer Vollstreckung zu unternehmen, ist für das Ge-
richt nicht nachvollziehbar. Auch die Auffassung, dass auf
diese Weise sich jeder Schuldner z. B. mit dem Hinweis auf
Erhalt von Leistungen nach dem SGB II der Abgabe der eides-
stattlichen Versicherung entziehen könnte, verfängt nicht, da
der Vergleich deutlich hinkt: im Fall des Erhaltes von Sozial-
leistungen dürften diese ohnehin nicht pfändbar sein, die Vor-
aussetzungen nach § 807 ZPO dürften in solchen Fällen eher
unproblematisch gegeben sein. Krankengeld hingegen wird
durchaus nicht nur im unpfändbaren Bereich ausgezahlt, ein
entsprechender Vollstreckungsversuch ist daher vorzunehmen
oder anderweitig i. S. d. § 807 ZPO glaubhaft zu machen, dass
eine Vollstreckung keine Befriedigung herbeiführen kann; die
Darlegungs- und Beweislast tragen insoweit die Gläubiger, die
bislang zu den Erfolgsaussichten nicht einmal im Ansatz sub-
stantiiert vorgetragen haben, wie das Amtsgericht zutreffend
ausgeführt hat.

§§ 180, 900, 901 ZPO; 31,185 a, 186 GVGA

Sind die Voraussetzungen für den Erlass eines Haftbefehls
nicht gegeben, weil der Schuldner ausreichend glaubhaft
machen kann, dass er dem Termin zur Abgabe der eides-
stattlichen Versicherung ohne eigenes Verschulden fern-
blieb, ist der Haftbefehl aufzuheben, auch wenn die Abga-
be der eidesstattlichen Versicherung zwischenzeitlich er-
zwungen wurde und ein entsprechender Eintrag in der
Schuldnerkartei erfolgte.

LG Nürnberg-Fürth, Beschl. v. 15. 3. 2006
– 5 T 563/06 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

In der Zwangsvollstreckung setzte der Gerichtsvollzieher den Ter-
min zur Abgabe der eidesstattlichen Versicherung fest. Die Ladung
zum Termin wurde dem Schuldner am 16. August 2005 durch Entwurf
in den zur Wohnung gehörenden Briefkasten zugestellt.

Der Schuldner blieb dem Termin zur Abgabe der eidesstattlichen
Versicherung fern.

Der Gläubiger hatte über seinen Bevollmächtigten beantragt, für
den Fall, dass der Schuldner der Abgabe zur eidesstattlichen Versiche-
rung fernbleiben sollte, einen Haftbefehl gemäß § 901 ZPO zu erlas-
sen.

Daraufhin erließ das Amtsgericht am 8. November 2005 einen
Haftbefehl gemäß § 901 ZPO um die Abgabe der eidesstattlichen Ver-
sicherung gemäß § 807 ZPO zu erzwingen.

Daraufhin gab der Schuldner am 1. Dezember 2005 die eidesstatt-
liche Versicherung gemäß § 807 ZPO ab. Der Gerichtsvollzieher
übersandte das Originalvermögensverzeichnis mit Protokoll gemäß
§ 900 Abs. 5 ZPO dem Amtsgericht – Vollstreckungsgericht zum
Verbleib und zum Eintrag in das Schuldnerverzeichnis.

Mit Schreiben vom 2. Dezember 2005 legte der Schuldner soforti-
ge Beschwerde gegen den Haftbefehl ein und führte zur Begründung
aus, dass er sich vom 10. August 2005 bis 19. Oktober 2005 in Unter-
suchungshaft in der Justizvollzugsanstalt befunden habe und daher
den Termin zur Abgabe der eidesstattlichen Versicherung nicht wahr-
nehmen konnte.

Zum Nachweis legte der Schuldner den Entlassungsschein der Jus-
tizvollzugsanstalt vor.

Das Amtsgericht Nürnberg hat der sofortigen Beschwerde nicht
abgeholfen und zur Begründung vorgetragen, dass die Voraussetzun-
gen zum Erlass des Haftbefehls vorgelegen hätten.

Die sofortige Beschwerde ist zulässig und begründet.

Zwar ist der Haftbefehl durch die Abgabe der eidesstatt-
lichen Versicherung verbraucht. Da nach erzwungener Versi-
cherung jedoch die Eintragung im Schuldnerverzeichnis er-
folgt (§ 915 ZPO) und bei einem begründeten Rechtsbehelf
diese Eintragung zu löschen ist (§ 915 a Abs. 2 Nr. 2 ZPO), ist
ein Rechtsschutzbedürfnis des Schuldners für die Durchfüh-
rung der Beschwerde auch nach Abgabe der Versicherung zu
bejahen (vgl. Zöller, ZPO, § 901 Rdnr. 14).

Da die Voraussetzungen für den Erlass des Haftbefehls im
Zeitpunkt der Entscheidung über den Rechtsbehelf vorliegen
müssen, war der Haftbefehl vorliegend aufzuheben.

Der Schuldner hat durch Vorlage der Haftbescheinigung
glaubhaft gemacht, dass er ohne sein Verschulden verhindert
war, im Termin zur Abgabe der eidesstattlichen Versicherung
zu erscheinen. Damit lagen die Voraussetzungen für den Er-
lass eines Haftbefehls gemäß § 901 ZPO nicht vor.

§§ 807 ZPO; 185 o GVGA

Allein der Umstand, dass die Kinder des Schuldners seit
Abgabe der eidesstattlichen Versicherung im Alter voran-
geschritten sind und nach der Vermutung der Gläubigerin
nunmehr über eigenes Einkommen verfügen könnten,
rechtfertigt die Nachbesserung der eidesstattlichen Ver-
sicherung nicht, wenn der Schuldner im Vermögensver-
zeichnis bereits Angaben über die Anzahl der Kinder,
deren Namen und Anschriften, deren Einkommen und des
an sie geleisteten Unterhalts gemacht hat.

LG Wuppertal, Beschl. v. 22. 3. 2006
– 6 T 153/06 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Das Amtsgericht hat, nach Eingang der Rechtsmittel-
begründungsschrift der Verfahrensbevollmächtigten der Gläu-
bigerin, dem Rechtsmittel nicht abgeholfen und die Sache der
Kammer zur Entscheidung vorgelegt.

Das gemäß §§ 793, 567 Abs. 1 ZPO als sofortige Be-
schwerde zulässige Rechtsmittel der Gläubigerin bleibt in der
Sache ohne Erfolg. Zu Recht hat das Amtsgericht die Vollstre-
ckungserinnerung (§ 766 ZPO) der Gläubigerin zurückgewie-
sen, was die persönlich gefärbten Angriffe der Verfahrensbe-
vollmächtigten der Gläubigerin auf den amtierenden Amts-
richter, die durch nichts veranlasst und in der Sache haltlos
sind, umso befremdlicher erscheinen lässt.

Die Gläubigerin verlangt die Nachbesserung der eidesstatt-
lichen Versicherung des Schuldners, nicht dagegen eine erneu-
te Abgabe der eidesstattlichen Versicherung unter den Voraus-
setzungen des § 903 ZPO. Es ist allgemein anerkannt, dass der
Schuldner zur Nachbesserung, die in Fortsetzung des bisheri-
gen Verfahrens zu erfolgen hat, (nur) dann verpflichtet ist,
wenn er ein äußerlich erkennbar unvollständiges, ungenaues
oder widersprüchliches Vermögensverzeichnis vorgelegt hat
(vgl. Zöller/Stöber, ZPO, 25. Auflage, § 903 Rdnrn. 14 bis 16
m. w. N.). Das sieht auch der Bundesgerichtshof in seinem von
der Gläubigerin herangezogenen Beschluss vom 19. Mai 2004
(NJW 2004, 2979 ff.) nicht anders (vgl. dort S. 2980 unter 4.).
Das Vermögensverzeichnis des Schuldners ist in dem die Ein-
kommensverhältnisse der Kinder des Schuldners betreffenden
Punkt nicht unvollständig. Der Schuldner hat vielmehr zu sei-
nen drei mit Vornamen, Geburtsnamen und Wohnort angege-
benen Kindern in der Spalte „Art und Höhe des an die Kinder
geleisteten Unterhalts“ angegeben: „Ich leiste Naturalunter-
halt. Alle Kinder haben kein eigenes Einkommen. N. N. hat
Einkommen i. H. v. ca. 300 Euro.“ Damit ist das Verzeichnis
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keineswegs erkennbar unvollständig, ungenau oder wider-
sprüchlich. Es enthält vielmehr Angaben zu etwaigen Einkünf-
ten eines jeden der drei Kinder des Schuldners.

Der vorliegende Fall unterscheidet sich von dem der vor-
erwähnten Entscheidung des Bundesgerichtshofes, auf die
sich die Gläubigerin beruft, zugrunde liegenden Sachverhalt.
Dort hatte der Schuldner im Hinblick auf seine beiden Kinder
nicht mehr erklärt, als dass sie in seinem Haushalt versorgt
(Naturalunterhalt) würden. Dementsprechend heißt es in der
Entscheidung des Bundesgerichtshofes (a. a. O. S. 2980 unter
Nr. 3.), dass das Vermögensverzeichnis des Schuldners keine
Angaben zu etwaigen Einkünften der Kinder enthalten habe,
womit die Verpflichtung des Schuldners zur Nachbesserung
begründet worden ist.

Allein der Umstand, dass die Kinder des Schuldners seit
Abgabe der eidesstattlichen Versicherung im Alter vorange-
schritten sind und nach der Vermutung der Gläubigerin schon
ob ihres Alters nunmehr über eigenes Einkommen verfügen
könnten, rechtfertigt die Nachbesserung der eidesstattlichen
Versicherung nicht. Das hat bereits das Amtsgericht in den
Gründen der angefochtenen Entscheidung zutreffend ausge-
führt. Etwas anderes ergibt sich auch nicht aus dem Beschluss
des Bundesgerichtshofes vom 19. Mai 2004 (a. a. O.).

§§ 982 ZPO; 57 Abs. 2 d, 184 GVGA

Die wiederholte Vollstreckung aus einem Vollstreckungs-
titel, in welchem der Schuldner zur Duldung einer gegen
ihn gerichteten Handlung verurteilt wurde, ist dann als
rechtsmissbräuchlich anzusehen, wenn Zahlungsrück-
stände, welche zum Erlass des Titels geführt haben, voll-
ständig ausgeglichen wurden und nur noch nach Erlass
entstandene Zahlungsrückstände vorhanden sind. Das
Fehlen einer Tenorierung der Höhe des Zahlungsrück-
standes, auf welcher die Verpflichtung zur Duldung der
gegen den Schuldner gerichteten Handlung beruht, ver-
hindert nicht den Verbrauch des streitgegenständlichen
Duldungstitels.

LG Paderborn, Beschl. v. 5. 12. 2005
– 5 T 432/05 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Die Gläubigerin betreibt gegen den Schuldner die Zwangsvollstre-
ckung aus einem Versäumnisurteil des Amtsgerichts vom 30. März
2004. Hiernach ist der Beklagte verurteilt worden, die Messeinrich-
tung nach Ausbau durch einen mit Ausweis versehenen Mitarbeiter
der Klägerin herauszugeben und zu diesem Zweck der Klägerin den
Zutritt zu der Messeinrichtung gemäß § 16 AVB EltV/Gasverordnung
zu gestatten. Unter dem 20. Juni 2005 stellte die Gläubigerin einen
entsprechenden Vollstreckungsantrag. Mit Schreiben vom 23. Juni
2005 lehnte der zuständige Gerichtsvollzieher die Durchführung des
Auftrages ab. Zur Begründung führt er aus, das vorbezeichnete Ver-
säumnisurteil sei ihm bereits einmal zur Vollstreckung vorgelegt
worden. In diesem Verfahren sei jedoch eine Rücknahme durch die
Gläubigerin erfolgt, mit der Begründung, der Schuldner habe die For-
derung zwischenzeitlich ausgeglichen. Danach seien offensichtlich
nach Titulierung weitere Rückstände aufgelaufen, die mit dem zuvor
ergangenen Titel unter Drohung der Zwangsvollstreckung beigetrie-
ben werden sollten. Derartige weitere Vollstreckungsversuche seien
nach Ansicht des Gerichtsvollziehers rechtsmissbräuchlich. Außer-
dem handele es sich bei der Vollstreckung aus dem Urteil des Amts-
gerichts Paderborn nicht um einen Herausgabeanspruch gemäß § 883
ZPO, sondern um eine Widerstandsbeseitigung gemäß § 892 ZPO.
Aus einem derartigen Widerstandsbeseitigungstitel lasse sich eine
Beauftragung nur dann durchführen, wenn Widerstand zu beseitigen
sei. Dies sei hier nach Rücknahme des Auftrages (aus welchen Grün-
den auch immer) nicht mehr der Fall.

Gegen diese Ablehnung des Gerichtsvollziehers hat die Gläubige-
rin Vollstreckungserinnerung eingelegt.

Mit Beschluss vom 20. September 2005 hat das Amtsgericht die
Erinnerung der Gläubigerin zurückgewiesen. Zur Begründung hat es
ausgeführt, dass es sich vorliegend um die Vollstreckung eines Dul-
dungsanspruchs nach den §§ 890 ff. ZPO handele. Vorliegend habe
die Gläubigerin nicht vorgetragen, dass der Schuldner Widerstand im
Sinne von § 892 ZPO geleistet habe, so dass der Gerichtsvollzieher
zum jetzigen Zeitpunkt seine Mitwirkung zu Recht verweigert habe.

Diesen Beschluss hat die Gläubigerin mit der sofortigen Be-
schwerde angegriffen und darauf hingewiesen, dass die Entscheidung
überraschend gewesen sei. Auf entsprechenden Hinweis hätte sie vor-
tragen können, dass der Schuldner unter dem 17. Februar 2005 bzw.
die Ehefrau des Schuldners den Zugang zur Messeinrichtung abermals
verweigert habe.

Daraufhin hat das Amtsgericht Paderborn mit Beschluss vom
7. November 2005 der Beschwerde abgeholfen und den zuständigen
Gerichtsvollzieher angewiesen, die Vollstreckung aus dem Versäum-
nisurteil des Amtsgerichts vom 30. März 2004 durchzuführen.

Dieser Beschluss wurde dem Schuldner zugestellt.

Hiergegen richtet sich seine form- und fristgerecht eingelegte Be-
schwerde. Er führt hierin aus, dass er sich der Auffassung des Ge-
richtsvollziehers anschließe und es nicht darauf ankomme, dass seine
Ehefrau der Gläubigerin keinen Zutritt gewährt habe. Durch seine da-
malige Vollzahlung der entstandenen Rückstände sei der Titel ver-
braucht.

Das Amtsgericht hat der Beschwerde nicht abgeholfen und diese
der Kammer zur Entscheidung vorgelegt.

Die zulässige, insbesondere form- und fristgerecht einge-
legte Beschwerde ist auch in der Sache erfolgreich.

Der zuständige Gerichtsvollzieher hat zu Recht den Voll-
streckungsauftrag der Gläubigerin abgelehnt. Der Ansicht des
Schuldners und des Gerichtsvollziehers, welche gestützt wird
durch die Zentrale Prüfungsgruppe für Gerichtsvollzieher bei
dem Landgericht Paderborn, dass eine nochmalige Vollstre-
ckung aus einem Duldungstitel dann rechtsmissbräuchlich ist,
wenn die Zahlungsrückstände, welche zum Erlass des Titels
geführt haben, vollständig ausgeglichen sind, ist beizupflich-
ten. Anspruchsgrundlage des erstrittenen Titels ist hier § 33
Abs. 2 AVB EltV. Zwar ist zutreffend, dass die Höhe des Zah-
lungsrückstandes, auf welcher die Verpflichtung des Schuld-
ners zur Duldung der Wegnahme der streitgegenständlichen
Messeinrichtung beruhte, hier nicht mit tenoriert worden ist.
Dennoch stellt der vollständige Ausgleich, dieses Rückstandes
eine Erfüllung dar, welche dem Anspruch der Gläubigern im
Rahmen der Zwangsvollstreckung entgegengehalten werden
kann und zum Verbrauch des streitgegenständlichen Dul-
dungstitels führt. Denn gemäß § 33 Abs. 3 AVBEltV hat das
Energieversorgungsunternehmen die Versorgung unverzüg-
lich wieder aufzunehmen, sobald die Gründe für ihre Einstel-
lung entfallen sind und der Kunde die Kosten der Einstellung
und Wiederaufnahme der Versorgung ersetzt hat. Dies bedeu-
tet, dass der Anspruch auf Duldung des Ausbaus der Mess-
einrichtung untrennbar mit dem Zahlungsrückstand, mit
welchem dieser Anspruch vor Gericht begründet worden ist,
verbunden ist. Mit Erfüllung der ausstehenden Forderung ent-
fällt gleichsam der Anspruch auf Duldung, mithin die Grund-
lage des Vollstreckungstitels. Der streitgegenständliche Zeit-
raum, über den sich der Abnehmer nicht vertragsgerecht ver-
halten hat, muss daher bei der Bestimmung der Rechtskraft
des Titels zwangsläufig mit herangezogen werden. Zwar
könnte das Energieversorgungsunternehmen streng genom-
men, aufgrund des erwirkten Vollstreckungstitels zunächst die
Duldung des Abbaus und die Wegnahme der Messeinrichtung
erzwingen. Das Unternehmen wäre jedoch gleichzeitig ver-
pflichtet, bei vollständigem Zahlungsausgleich die Mess-
einrichtung unverzüglich wieder einzubauen und die Versor-
gung wieder aufzunehmen. Daraus folgt, dass mit dem Aus-
gleich des dem Titel zugrunde liegenden Zahlungsrückstandes



76 DGVZ 2006, Nr. 5

dieser als verbraucht anzusehen ist mit der Folge, dass der
Energieversorger bei einem erneuten Zahlungsrückstand
gehalten ist, abermals einen Titel auf Duldung gerichtlich zu
erstreiten. Anderenfalls käme dem einmal erwirkten Vollstre-
ckungstitel die Funktion zu, dem Schuldner gegenüber als
Druckmittel bei der Erfüllung der eingegangenen Verbindlich-
keiten zu dienen. Es würde der Gläubigerin ermöglicht, unter
Umgehung der strengen gesetzlichen Voraussetzungen die
Einstellung der Energieversorgung betreffend jederzeit einsei-
tig von einer weiteren Fortsetzung der Versorgung Abstand zu
nehmen. Mit Hinblick darauf ist eine nochmalige Vollstre-
ckung aus einem Duldungstitel, obwohl die Zahlungsrück-
stände, die der Erwirkung des Titels zugrunde lagen, vollstän-
dig ausgeglichen worden sind, unwirksam.

Die Beschwerde war daher stattzugeben.

Artikel 13 GG; §§ 758, 758 a ZPO; 107 GVGA

Der Erlass einer richterlichen Anordnung zur Durchsu-
chung der Räume des Schuldners kann nicht davon ab-
hängig gemacht werden, dass der Gerichtsvollzieher zu
unterschiedlichen Tageszeiten ergebnislos versuchte, den
Schuldner anzutreffen, wenn der Gerichtsvollzieher bei
diesen Versuchen eine entsprechende schriftliche Mittei-
lung hinterließ, in der er dem Schuldner die Einholung
einer richterlichen Anordnung und die anschließende
zwangsweise Öffnung der Wohnung androhte.

LG Hanau, Beschl. v. 5. 1. 2006
– 8 T 235/05 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Der Gläubiger erteilte in dieser Sache Zwangsvollstreckungsauf-
trag an den zuständigen Gerichtsvollzieher wegen einer Forderung ge-
gen den Beklagten in Höhe von 2 835,00 Euro nebst Nebenkosten und
Zinsen.

Nachdem der mit der Zwangsvollstreckung beauftragte Gerichts-
vollzieher wiederholt an 6 Tagen zwischen dem 13. Juli und dem
12. Oktober 2005 den Schuldner nicht in seiner Wohnung angetroffen
hatte, beantragte der Gläubiger die richterliche Anordnung zur Durch-
suchung der Räume des Schuldners gemäß §§ 758, 758 a ZPO.

Mit dem angefochtenen Beschluss des Amtsgerichts wurde der
Antrag abgelehnt, weil die Besuche des Gerichtsvollziehers alle vor-
mittags stattgefunden hatten und zu dieser Zeit damit zu rechnen ge-
wesen sei, dass der berufstätige Schuldner nicht anzutreffen sei.

Gegen diesen Beschluss richtet sich die sofortige Beschwerde. In
der Beschwerdebegründung wird die Ansicht vertreten, dass es nicht
Voraussetzung der Durchsuchungsanordnung sei, dass der Gerichts-
vollzieher bei dem Schuldner Vollstreckungsversuche an verschiede-
nen Tagen zu verschiedenen Uhrzeiten mache und dass es ausreiche,
dass der Gerichtsvollzieher jeweils eine Nachricht bei dem Schuldner
hinterlassen habe, mit welcher dieser aufgefordert werde, bei dem Ge-
richtsvollzieher in dessen Sprechstunden vorzusprechen.

Das Amtsgericht hat der Beschwerde des Gläubigers nicht abge-
holfen und die Sache dem Landgericht zur Entscheidung vorgelegt.

Die sofortige Beschwerde ist als Rechtsmittel gegen die
Ablehnung der Durchsuchungsanordnung im Beschluss des
Amtsgerichts gemäß § 793 ZPO zulässig (Lackmann in Mu-
sielak, Kommentar zur ZPO, 3. Auflage, § 758 a, Rdnr. 24;
Putzo in Thomas/Putzo, Kommentar zur ZPO, 24. Auflage,
§ 758 a, Rdnr. 19), insbesondere form- und fristgerecht ein-
gelegt.

Sie ist jedoch auch begründet. Die Voraussetzungen für
den Erlass einer Durchsuchungsanordnung gemäß §§ 758,
758 a ZPO sind gegeben. Ferner sind auch alle sonstigen
Voraussetzungen der Zwangsvollstreckung (rechtskräftiger
Verwaltungsakt nebst Zustellung) gegeben.

Eine Durchsuchung der Wohnung des Schuldners in dieser
Sache mit dessen Einwilligung war nicht möglich, weil dieser
an sechs verschiedenen Tagen von dem Gerichtsvollzieher
nicht angetroffen wurde. Der Schuldner hat sich auch nicht auf
die bei jedem der Vollstreckungsversuche hinterlassenen
Nachrichten des Gerichtsvollziehers bei diesem in dessen
Sprechstunde (dienstags und donnerstags 17.00 bis 18,00 Uhr)
vorgestellt oder diesen zumindest angerufen. Dass der
Gerichtsvollzieher entsprechende Mitteilungen mit der Andro-
hung, dass ein Durchsuchungsbeschluss erlassen und die Woh-
nung dann durch einen Schlüsseldienst geöffnet werden könne,
bei dem Schuldner hinterlassen hat, hat er heute dem Gericht
telefonisch nochmals bestätigt. Gleichwohl hat sich der
Schuldner zu keiner Zeit gerührt und sich wegen der Zwangs-
vollstreckung an den Gerichtsvollzieher gewandt. In vorliegen-
dem Fall erscheint es daher unbillig, dem Gläubiger ein weite-
res Zuwarten zuzumuten. Es wäre Sache des Schuldners gewe-
sen, sich auf die Androhung der Durchsuchung der Wohnung
bei dem Gerichtsvollzieher zu melden. Hierfür standen ihm
auch Sprechzeiten zur Verfügung, die am späten Nachmittag
liegen und auch für den Schuldner einzuhalten sein dürften. Da
der Schuldner sich nicht einmal telefonisch bei dem Gerichts-
vollzieher gemeldet hat, ist es auch nicht unbillig, nunmehr eine
Durchsuchungsanordnung ohne weitere Anhörung des Schuld-
ners zu erlassen. Ferner hat der Gläubiger vorgetragen, dass
eine Anhörung des Schuldners vorliegend den Durchsuchungs-
zweck in erheblichem Umfang gefährden könne.

Anhaltspunkte für eine Unverhältnismäßigkeit der Anord-
nung sind keine ersichtlich, so dass sie im Interesse des Gläu-
bigers zu ergehen hatte.

§§ 5 Abs. 2, 7 JBeitrO; 179, 900 ZPO; 7 GvKostG; 37,
185 b GVGA

1. Der Gerichtsvollzieher hat bei der Durchführung des
Zwangsvollstreckungsauftrages nicht zu überprüfen,
ob die der Zwangsvollstreckung zugrunde liegende
Forderung zu Recht in Ansatz gebracht wurde.

2. Die Zustellung der Ladung zur Abgabe der eidesstatt-
lichen Versicherung ist rechtmäßig, wenn diese vor der
Wohnung des Schuldners auf den Boden abgelegt wird,
weil dieser sich weigerte, die Ladung auf normale Wei-
se entgegenzunehmen.

3. Die Gerichtsvollzieherkosten können beim Schuldner
nicht beigetrieben werden, wenn von der Gläubigerin
versäumt bzw. nicht feststellbar nachgewiesen wurde,
den Schuldner vor Einleitung der Vollstreckung gemäß
§ 5 Abs. 2 der Justizbeitreibungsordnung zur Zahlung
aufzufordern.

LG Stade, Beschl. v. 23. 11. 2005
– 9 T 164/05 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Der Gläubiger betreibt gegen den Schuldner die Vollstreckung aus
der Kostenrechnung der Staatsanwaltschaft. Diese Kosten werden ge-
mäß § 1 Justizbeitreibungsordnung beigetrieben. Mit der Beitreibung
wurde der Gerichtsvollzieher beauftragt, der am 15. Juni 2005 bei dem
Schuldner erschien, diesem den Vollstreckungsauftrag vorlegte und
die Zahlung von 40,00 Euro nebst entstandener Gerichtsvollzieher-
kosten in Höhe von 24,00 Euro verlangte. Der Schuldner verweigerte
die Zahlung. Der Gerichtsvollzieher bestimmte daraufhin Termin zur
Abgabe der eidesstattlichen Versicherung und stellte die Ladung dem
Schuldner sogleich am 15. Juni 2005 zu. Da der Schuldner sich offen-
bar weigerte, diese Ladung entgegenzunehmen, legte der Gerichts-
vollzieher diese auf dem Fußboden ab. Mit Schreiben vom 16. Juni
2005 beanstandete der Schuldner die Verfahrensweise des Gerichts-
vollziehers und rügte u. a., dass ihm eine Zahlungserinnerung nicht
zugegangen sei und dass die Ladung fehlerhaft erfolgt sei (die Ladung
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sei durch den Gerichtsvollzieher „in den Dreck geschmissen“ wor-
den). Im Übrigen sei die Forderung überhöht und von dem Gerichts-
vollzieher auch nicht näher erläutert worden.

Das Amtsgericht – Richter – hat diese Eingabe des Schuldners als
Erinnerung gemäß § 766 ZPO angesehen und diese mit dem angefoch-
tenen Beschluss zurückgewiesen. Hiergegen wendet sich der Schuld-
ner mit seiner Eingabe, die als sofortige Beschwerde anzusehen ist.

Die sofortige Beschwerde ist gemäß § 793 ZPO zulässig,
aber nicht begründet. Das Amtsgericht hat im Ergebnis zu
Recht die Erinnerung des Schuldners zurückgewiesen. Die
Verfahrensweise des Gerichtsvollziehers ist nicht zu beanstan-
den.

Vollstreckungstitel ist in diesem Fall die Kostenrechnung
der Staatsanwaltschaft, die den Gläubiger berechtigt, in Ver-
bindung mit der Beauftragung des Gerichtsvollziehers gemäß
§ 7 Justizbeitreibungsordnung gegen den Schuldner die
Zwangsvollstreckung wegen der entstandenen Gerichtskosten
zu betreiben. Die Justizbeitreibungsordnung ermöglicht es
dem Fiskus, die Vollstreckung zu betreiben, ohne einen Voll-
streckungstitel im Sinne der ZPO zuvor erwirkt zu haben. Die
Vollstreckbarkeit wird bereits dadurch bewirkt, dass der
Gläubiger erklärt, dass die Vollstreckbarkeit vorliegt. Eine
solche Erklärung ist in dem Auftrag an den Gerichtsvollzieher
enthalten. Der Gerichtsvollzieher hat bei Durchführung des
Auftrages nicht zu prüfen, ob der zugrunde liegende Titel, also
die in Ansatz gebrachten Gerichtskosten, zu Recht in Ansatz
gebracht worden sind. Der Schuldner muss sich insoweit
darauf verweisen lassen, Erinnerung gegen den Kostenansatz
gemäß § 66 Abs. 1 GKG einzulegen, sofern er sich davon
Erfolg verspricht.

Wie sich aus § 66 Abs. 7 GKG ergibt, hat eine solche Erin-
nerung jedoch keine aufschiebende Wirkung, so dass hier-
durch die Zwangsvollstreckung nicht gehindert wird. Der wei-
tere Einwand des Schuldners, dass die Forderung für ihn nicht
nachvollziehbar ist, ändert nichts daran, dass die Verfahrens-
weise des Gerichtsvollziehers nicht zu beanstanden ist. Der
Gerichtsvollzieher ist keineswegs verpflichtet, dem Schuldner
hierzu im Einzelnen Ausführungen zu machen. Im Übrigen er-
gibt sich aus der Stellungnahme des Gerichtsvollziehers, dass
der Schuldner überhaupt nicht bereit war, Ausführungen des
Gerichtsvollziehers entgegenzunehmen. Es ist auch nicht zu
beanstanden, dass der Gerichtsvollzieher die Ladung zum
Termin der Abgabe der eidesstattlichen Versicherung auf den
Boden gelegt hat, weil der Schuldner ganz offensichtlich nicht
bereit war, die Ladung auf normale Weise entgegenzunehmen.

Erheblich ist allerdings der Einwand des Schuldners, ihm
sei eine Zahlungsaufforderung vor Beginn der Vollstreckung
nicht zugegangen. Dies hat zwar nicht der Gerichtsvollzieher
zu vertreten, so dass auch insoweit die Art und Weise der
Zwangsvollstreckung durch den Gerichtsvollzieher nicht zu
beanstanden ist. Erheblich ist der Einwand des Schuldners
allerdings insoweit, als gemäß § 5 Abs. 2 der Justizbeitrei-
bungsordnung vor der Vollstreckung der Schuldner zuvor zur
Zahlung aufzufordern ist. Die Kammer kann nicht feststellen,
ob eine solche Aufforderung des Schuldners erfolgt ist, weil
offensichtlich das Verfahren computermäßig automatisiert
durchgeführt wird und insoweit keine Handakten angelegt wer-
den. Ist hiernach zugunsten des Schuldners davon auszugehen,
dass eine Zahlungserinnerung nicht ergangen ist, bleibt die
Vollstreckung durch den Gerichtsvollzieher zwar wirksam, da
es sich bei § 5 Abs. 2 Justizbeitreibungsordnung lediglich um
eine Sollvorschrift handelt. Dem Schuldner können aber die bis
zur Bekanntmachung des Vollstreckungsauftrages am 15. Juni
2005 bereits entstandenen Gerichtsvollzieherkosten nicht auf-
erlegt werden (vgl. hierzu Lappe/Steinbild, Justizbeitreibungs-
ordnung, 1960, § 5 Nr. 12). Gleiches gilt auch für die Gerichts-
vollzieherkosten, die durch die Ladung des Angeklagten zur

eidesstattlichen Versicherung entstanden sind, weil dem
Schuldner gemäß § 5 Abs. 2 Justizbeitreibungsordnung eine
Frist zusteht, innerhalb der er sich überlegen kann, ob er frei-
willig leistet. Die vor Ablauf dieser Frist entstandenen Ge-
richtsvollzieherkosten können dem Schuldner deshalb nicht
auferlegt werden.

§§ 766 ZPO; 459, 459 g Abs. 2 StPO; 6 Abs. 1 Nr. 1
JBeitrO; 261 GVGA

Die Entscheidung über eine Erinnerung gegen die Art und
Weise der Zwangsvollstreckung einer strafrechtlichen Ne-
benfolge mit der Verpflichtung zu Geldzahlung fällt nicht
in den Zuständigkeitsbereich des zivilen Vollstreckungs-
gerichts, sondern ist durch das zuständige Strafgericht zu
treffen.

LG Berlin, Beschl. v. 8. 2. 2006
– 81 T 1/06 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Der angefochtene Beschluss war aufzuheben. Das Amtsge-
richt war für die Entscheidung über die Erinnerung des Voll-
streckungsschuldners nicht zuständig.

Die Strafvollstreckungsbehörde vollstreckt gegen den
Schuldner den auf § 73 e StGB beruhenden Anspruch des
Justizfiskus nach den Vorschriften der §§ 459 g Abs. 2, 459
StPO i. V. m. § 1 Abs. 1 Nr. 2 a, Abs. 2, § 6 Abs. 1 Nr. 1
JBeitrO. Auf die Erinnerung des Vollstreckungsschuldners ist
eine Entscheidung im Strafvollstreckungsverfahren zu treffen.
Nach der ständigen Rechtsprechung der Kammer obliegen
derartige Entscheidungen ausschließlich den Strafgerichten
gemäß §§ 462, 462 a StPO, nicht aber den Zivilgerichten
(vgl. LG Berlin DGVZ 1995, S. 171; zuletzt Beschluss vom
28. September 2005 – 81 T 744/05 –; ebenso Landgericht
Frankenthal, Rpfleger 1996, S. 524 f., Karlsruher Kommentar-
Fischer, StPO 5. Aufl. 2003, § 459 Rdnr. 7).

Soweit jedenfalls für § 766 Abs. 2 ZPO vertreten wird, die
Verweisung in § 6 Abs. 1 Nr. 1 JBeitrO auf die §§ 764, 766
ZPO bedeute auch, dass das zivile Vollstreckungsgericht zu-
ständig sei (vgl. Landgericht Darmstadt DGVZ 1996, S. 30 f.
mit krit. Anm. der Schriftleitung), kann dem nicht gefolgt wer-
den. Abgesehen davon, dass diese Ansicht sich nicht damit
auseinander setzt, dass § 6 Abs. 1 JBeitrO die Vorschriften der
Zivilprozessordnung lediglich sinngemäß zur Anwendung
bringt, wird übersehen, dass der Regelungsgehalt der Justiz-
beitreibungsordnung (JBeitrO) lediglich die Art und Weise der
Vollstreckung bestimmter öffentlich-rechtlicher Geldforde-
rungen umfasst (vgl. BVerwG NJW 1983, S. 899 ff., 901). Die
JBeitrO kodifiziert für ihren Anwendungsbereich mithin eine
bestimmte Verfahrensweise (vgl. LG Berlin, Beschluss vom
29. November 1989 – 81 T 937/89 –).

Hinzu kommt, dass – jedenfalls für den vorliegenden Fall
einer strafrechtlichen Nebenfolge mit Verpflichtung zur Geld-
zahlung (§ 459 g Abs. 2 StPO) – die JBeitrO nach § 459 StPO
von vornherein nur Anwendung findet, soweit die Strafpro-
zessordnung nichts anderes bestimmt, was aber angesichts von
§ 459 h StPO, der die Zuständigkeit der Strafgerichte nach
§§ 462, 462 a StPO vorsieht, gerade der Fall ist. Im Übrigen
wäre der lediglich sinngemäße Verweis des Gesetzgebers auf
§§ 764, 828 Abs. 2 und 3 ZPO nicht nachvollziehbar, wenn der
Gesetzgeber die sich aus diesen Vorschriften unmittelbar erge-
bende zivilgerichtliche Zuständigkeit gewollt hätte. Die aus-
drücklich nur sinngemäße Verweisung wird dagegen vor dem
Hintergrund verständlich, dass § 6 Abs. 1 Nr. 1 JBeitrO die Er-
innerung gegen die Art und Weise der Zwangsvollstreckung
auch im Rahmen eines nach der JBeitrO zu vollstreckenden An-
spruchs eröffnen will (vgl. Landgericht Frankenthal a. a. O.).
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Daraus kann für die Vollstreckung nach der JBeitrO jedoch
nicht der Schluss gezogen werden, dass damit stets auch die Zu-
ständigkeit des zivilen Vollstreckungsgerichts für Erinnerun-
gen im Rahmen einer nach der JBeitrO erfolgenden Vollstre-
ckung begründet wäre. Das zivile Vollstreckungsgericht wird
vielmehr nur tätig bei der Vollstreckung nach der Zivilprozess-
ordnung oder sonst bei der Vollstreckung anderer
Gerichtszweige und Behörden ausschließlich aufgrund aus-
drücklicher gesetzlicher Bestimmung, die für die vorliegende
Verfallsvollstreckung jedoch nicht gegeben ist.

Über Erinnerungen im Rahmen der Nebenfolgenvollstre-
ckung nach § 459 g StPO hat also das nach §§ 462, 462 a zu-
ständige Strafgericht zu entscheiden.

Der angefochtene Beschluss war danach aufzuheben, da
das Amtsgericht für die getroffene Entscheidung nicht zustän-
dig war. Auf den Hilfsantrag des Schuldners war das Verfah-
ren an das nach § 462 a Abs. 2 Satz 1 StPO zuständige Land-
gericht zu verweisen.

Die Entscheidung über die Kosten dieser Beschwerde
bleibt dem zuständigen Gericht vorbehalten.

§§ 788, 885 ZPO; 13 Abs. 1 GvKostG; 109, 180 GVGA

Kosten für die Entsorgung und Vernichtung von eingela-
gertem Räumungsgut sind vom Räumungsgläubiger als
Auftraggeber zu tragen.

LG Koblenz, Beschl. v. 17. 4. 2006
– 2 T 237/05 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Die Gläubigerin betrieb die Räumungsvollstreckung aus einem
Versäumnisurteil. Der Gerichtsvollzieher führte die Räumung im Auf-
trag der Gläubigerin mit Hilfe eines Speditionsunternehmens durch.
Mit den beiden Kostenrechnungen vom 20. Juni 2005 und vom 14.
September 2005 stellte der Gerichtsvollzieher der Gläubigerin insge-
samt 3 149,79 Euro in Rechnung. Darin enthalten sind zwei Rechnun-
gen des Speditionsunternehmens vom 17. Juni 2005 über 1 840,11 Eu-
ro und vom 14. August 2005 über 1 204,08 Euro. Mit dieser letzten
Rechnung berechnete das Speditionsunternehmen Kosten für Entsor-
gung des zuvor eingelagerten Räumungsgutes.

Mit der Erinnerung wandte sich die Gläubigerin gegen die Aufer-
legung von Einlagerungs- und Entsorgungskosten. Mit dem angefoch-
tenen Beschluss hat das Amtsgericht der Erinnerung teilweise – im
Hinblick auf die berechneten Entsorgungskosten – in Höhe von
1 204,09 Euro stattgegeben. Zur Begründung hat es ausgeführt, die
Gläubigerin treffe keine Haftung für die Vernichtung des Umzugsgu-
tes als Folgekosten der Räumung.

Gegen diesen Beschluss wendet sich nun der Vertreter der Staats-
kasse mit seiner Beschwerde, der das Amstgericht nicht abgeholfen hat.

Der Gerichtsvollzieher hat zunächst in eigenem Namen ebenfalls
Beschwerde erhoben, diese aber nach einem Hinweis der Kammer zu-
rückgenommen.

Die Beschwerde der Staatskasse ist zulässig (§§ 5 Abs. 2
GvKostG in Verbindung mit 66 Abs. 2 Satz 1 GKG), sie führt
auch in der Sache zum Erfolg. Die Gläubigerin ist einstands-
pflichtig für die Kosten der Entsorgung und Vernichtung des
Räumungsgutes.

a) Bei der Räumung von Grundstücken schafft der Ge-
richtsvollzieher bewegliche Sachen, die nicht Gegenstand der
Zwangsvollstreckung sind, weg und stellt sie dem Schuldner
zur Verfügung (§ 885 Abs. 2 ZPO). Ist der Schuldner nicht an-
wesend, hat der Gerichtsvollzieher diese Sachen auf Kosten
des Schuldners in Verwahrung zu geben (§ 885 Abs. 4 ZPO).
Nach einer Einlagerungsfrist von 2 Monaten seit der Räumung
verwertet der Gerichtsvollzieher die eingelagerten Sachen des
Schuldners. Unverwertbare Sachen werden dabei vernichtet
(§ 885 Abs. 4 ZPO).

b) § 885 Abs. 3 ZPO („auf Kosten des Schuldners“) regelt
dabei nur die Kostentragungspflicht im Innenverhältnis zwi-
schen Gläubiger und Schuldner (§ 788 Abs. 1 ZPO), er
bestimmt nicht die Frage, wer dem Gerichtsvollzieher gegen-
über zur Kostentragung verpflichtet ist. Diese Frage richtet
sich allein nach den Vorschriften des Gesetzes über die Kosten
der Gerichtsvollzieher (GvKostG):

Gemäß § 13 Abs. 1 Nr. 1 und 2 GvKostG sind Kosten-
schuldner sowohl der Gläubiger, als auch der Vollstreckungs-
schuldner. Mehrere Kostenschuldner haften als Gesamt-
schuldner (§ 13 Abs. 2 GvKostG). Auszugehen ist dabei vom
„Veranlasserprinzip“. Der Gläubiger, der die Hilfe des Ge-
richtsvollziehers in Anspruch nimmt, haftet deshalb grund-
sätzlich für alle Kosten, die durch diese Inanspruchnahme
entstehen.

c) Ob zu den Kosten, für die der Gläubiger im Rahmen
seines „Auftrages“ haftet, auch diejenigen gehören, die durch
Entsorgung oder Verwertung des eingelagerten Räumungs-
gutes entstehen, ist in Rechtsprechung und Schrifttum um-
stritten.

Nach einer Auffassung haftet der Gläubiger nicht für diese
Kosten, weil sie nicht „Kosten der Zwangsvollstreckung“
seien, sondern nur anlässlich der Zwangsvollstreckung (mit-
telbar) entstünden. Die Entsorgung geschehe nicht im Auftrag
des Gläubigers und diene auch nicht seinen Interessen. Sie
geschehe alleine, um die Interessen des Vollstreckungsschuld-
ners zu wahren. Diesen sei jedoch der Gläubiger seiner-
seits nicht verpflichtet (vgl. Zöller/Stöber, 24. Aufl., § 885
Rdnr. 29; Baumbach/Lauterbach/Hartmann, § 885 ZPO,
Rdnr. 23; Hartmann, Kostengesetze, 34. Aufl., § 13 GvKostG,
Rdnr. 6; Landgericht Duisburg, NZM 1998, 303; Landgericht
Frankfurt am Main, DGVZ 2002, 76).

Nach einer zweiten Auffassung haftet der Gläubiger für
sämtliche durch seinen Vollstreckungsauftrag entstandenen
Folgekosten, insbesondere auch für die durch die Verwertung
oder Entsorgung des Räumungsgutes entstandenen Kosten
(Schilken in Münchener Kommentar, § 885 ZPO, Rdnr. 35;
Musielak, 4. Aufl., § 885 ZPO, Rdnr. 18; Gottwald, Zwangs-
vollstreckung, 5. Aufl., § 885 ZPO, Rdnr. 27; Mümmler,
JurBüro 1995, 552, OLG Karlsruhe, Rpfleger 1974, 408;
Landgericht Hamburg, DGVZ 1983, 124, Landgericht Osna-
brück, Rpfleger 1979, 351; Landgericht Koblenz, JurBüro
1995, 551; Amtsgericht Tempelhof, JurBüro 1993, 173).

Dieser Auffassung folgt auch die Kammer. Wie der
Gerichtsvollzieher bei einer Wohnungsräumung zu verfahren
hat, bestimmt § 885 ZPO. Dieses Verfahren hat der Gläubiger
mit seinem Vollstreckungsauftrag in Gang gesetzt. Für sämt-
liche Vollstreckungsakte ist er gemäß § 13 Abs. 1 Nr. 1
GvKostG als Auftraggeber Kostenschuldner. Dass Verwer-
tung bzw. Entsorgung in erster Linie den Interessen des
Schuldners (seinem Eigentumsschutz) dienen sollen, hindert
nicht, die angefallenen Kosten dem Gläubiger aufzuerlegen
(ob dieser dem Schuldner gegenüber einen Kostenerstattungs-
anspruch hat, war hier nicht zu entscheiden). Sowohl die Ein-
lagerung, als auch die Verwertung des Räumungsgutes zum
Schutz des Eigentums des Schuldners entspringen letztlich
dem Übermaßverbot, das der Gläubiger – dürfte er die
Zwangsvollstreckung selbst vornehmen – ebenso wie der Ge-
richtsvollzieher zu beachten hätte. Eine Trennung der Kosten-
tragungspflicht dergestalt durchzuführen, dass der Gläubiger
zwar für die Kosten der Einlagerung, nicht aber für die Kos-
ten der Entsorgung haftet (so Landgericht Duisburg, a. a. O.)
erscheint nicht sachgerecht und findet im Übrigen auch im
Gesetz keine Stütze. Es bleibt dabei, dass beide Kostenarten
durch den Vollstreckungsauftrag entstanden sind und deshalb
dem Gläubiger als Kostenschuldner anheim fallen.
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§§ 807 Abs. 1 Ziff. 4 ZPO; 22 Abs. 1 NVwVG; 185 a
Abs. 2 d GVGA

Trifft der Vollstreckungsbeamte den Schuldner wieder-
holt in seiner Wohnung nicht an, liegen die Voraussetzun-
gen zur Abgabe der eidesstattlichen Versicherung gemäß
§ 22 Abs. 1 NVwVG nicht vor, weil der Wortlaut des § 807
Abs. 1 Ziff. 4 ZPO in der Vorschrift des § 22 Abs. 1
NVwVG nicht wiedergegeben wird.

AG Burgdorf, Beschl. v. 11. 1. 2006
– 6 M 18/06 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Die Gläubigerin vollstreckt gegen den Schuldner mit Voll-
streckungsaufträgen vom 16. August 2005 eine Forderung von
insgesamt 103,60 Euro für die Umsetzung eines Pkw. Mit
Schreiben vom 30. August 2005 und 18. Oktober 2005 kün-
digte die Vollstreckungsbehörde jeweils die Vollstreckung am
14. September 2005 bzw. 8. November 2005 in den Wohn-
räumen des Schuldners an. Der Schuldner wurde bei den fest-
gesetzten Terminen jeweils nicht angetroffen, wobei der
Schuldner zum 1. November 2005 aus der in der Ankündigung
vom 18. Oktober 2005 angegebenen Wohnung bereits ausge-
zogen war. Die Gläubigerin stellte unter dem 29. November
2005 einen Antrag auf Abnahme der eidesstattlichen Versi-
cherung gemäß § 22 NVwVG. Die Gerichtsvollzieherin lehnte
den Antrag ab, weil die Voraussetzungen des § 22 NVwVG,
§ 807 Abs. 1, Ziff. 1 und 2 ZPO nicht vorlägen.

Gegen diese Entscheidung richtet sich die Erinnerung der
Gläubigerin. Die Gläubigerin macht geltend, dass die Voraus-
setzungen von § 22 NVwVG, § 807 ZPO vorliegend gegeben
seien, weil der Schuldner gemäß § 807 Abs. 1 Ziff. 4 ZPO
wiederholt vom Vollstreckungsbeamten in seinen Wohnräu-
men nicht angetroffen wurde.

Die Erinnerung ist zulässig aber unbegründet.

Die Voraussetzungen von § 22 Abs. 1 NVwVG für die Ab-
nahme einer eidesstattlichen Versicherung liegen nicht vor.
Entgegen der Auffassung der Gläubigerin verweist § 22
NVwVG nicht auf § 807 Abs. 1 Ziff. 4 ZPO, sondern gibt im
Wortlaut lediglich § 807 Abs. 1 Ziff. 1 und 2 ZPO wieder. § 807
Abs. 1 Ziff. 4 ZPO wird nicht wiedergegeben. Vom Wortlaut
her ist die Vorschrift abschließend. Soweit eine ausdrückliche
Verweisung auf die ZPO fehlt, ist daher eine analoge Anwen-
dung der Vorschriften der ZPO nicht zulässig. Zwar ist die Vor-
schrift des § 807 Abs. 1 Ziff. 4 ZPO erst am 1. Januar 1999 in
Kraft getreten, während das NVwVG vom 2. Juni 1982 stammt.
Allerdings war dem Gesetzgeber des Landes Niedersachsen bei
der letzten Änderung des NVwVG am 5. November 2004 (Nds.
GVBL, S. 394) die Vorschrift des § 807 Abs. 1. Ziff. 4 ZPO be-
kannt, so dass davon auszugehen ist, dass der Gesetzgeber in-
soweit keinen Regelungsbedarf gesehen hat. Die Voraussetzun-
gen von §§ 22 Abs. 1 NVwG, 807 Abs. 1 Ziff. 1 und 2 ZPO hat
die Gläubigerin nicht dargetan, so dass die Ablehnung der Ab-
nahme der eidesstattlichen Versicherung durch die Gerichts-
vollzieherin zutreffend erfolgte.

§§ 56, 807 ZPO; 185 a GVGA

Der Gerichtsvollzieher hat als Vollstreckungsorgan die
Verfahrensvoraussetzungen bei der Durchführung der
Zwangsvollstreckung von Amts wegen zu prüfen. Diese
sind nicht gegeben, wenn der Schuldner erkennbar nicht
prozessfähig ist.

AG Strausberg, Beschl. v. 3. 4. 2006
– 11 M 1127/05 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Nachdem die Gläubigerin das Erinnerungsverfahren für erledigt
erklärt hat, war über die Kosten des Verfahrens gemäß § 91 a ZPO un-
ter Berücksichtigung des bisherigen Sach- und Streitstandes nach bil-
ligem Ermessen zu entscheiden. Da für das Gerichtsverfahren keine
Gebühren anfallen, betrifft die Entscheidung lediglich die außerge-
richtlichen Kosten der Beteiligten. Die Prüfung führte zur Auferle-
gung der Kosten auf die Gläubigerin, da sie ohne den Eintritt des erle-
digenden Ereignisses – dem Tod Schuldners – aller Voraussicht nach
im Erinnerungsverfahren unterlegen wäre. Die Erinnerung wäre als
unbegründet zurückgewiesen worden, denn nach dem bisherigen Er-
gebnis des Sach- und Streitstandes hat der Gerichtsvollzieher die
Zwangsvollstreckung zu Recht verweigert.

Gemäß § 56 ZPO hat der Gerichtsvollzieher als Vollstreckungsor-
gan die Verfahrensvoraussetzungen sowohl vor als auch bei der
Durchführung der Zwangsvollstreckung von Amts wegen zu prüfen
(Zöller/Stöber, ZPO 25. Auflage, Vor § 704 Rdnr. 15 mit weiteren
Nachweisen). Darunter fällt die Fähigkeit der Partei, Prozesshandlun-
gen selbst oder durch selbst bestellte Vertreter wirksam vorzunehmen
oder entgegenzunehmen, die in § 52 ZPO geregelt ist. Diese Voraus-
setzung muss in der Zwangsvollstreckung immer gegeben sein, weil
der Schuldner in dem rechtsstaatlichen Vollstreckungsverfahren Gele-
genheit haben muss, seine Rechte zu wahren und sich über die Einle-
gung zulässiger Rechtsbehelfe schlüssig zu werden.

Nach allgemeiner Ansicht sind die Prozessfähigkeit beein-
trächtigende Störungen beim Schuldner Ausnahmeerschei-
nungen, so dass daher grundsätzlich davon auszugehen ist,
dass jeder Erwachsene, sofern nicht besondere Umstände
rechtliche Bedenken erwecken, geschäfts- und prozessfähig
ist (OLG Frankfurt Rpfleger 1975, 441). Vorliegend lagen
besondere Umstände vor, die den Gerichtsvollzieher zur vor-
läufigen Einstellung des Vollstreckungsverfahrens veranlasst
haben. Der Gerichtsvollzieher teilt in dem Vollstreckungspro-
tokoll vom 25. August 2005 mit, dass er bei dem Vollstre-
ckungsversuch vom selben Tag den Schuldner in völlig apa-
thischem Zustand in seinem Bett in der Seniorenwohnanlage
„Katharinenhof im Schlossgarten“ angetroffen habe. Der
Schuldner sei nicht in der Lage gewesen, zu antworten und
durch den Besuch in allerhöchste Aufregung versetzt worden.
Um sich einen Eindruck von dem Zustand des Schuldners zu
machen, habe der Gerichtsvollzieher daher seinen Aufenthalt
im Zimmer des Schuldners auf einen kurzen Moment be-
schränkt. Von der Heimleitung habe er erfahren, dass der
Schuldner Parkinsonpatient sei und nicht besucht werden dür-
fe, da er die Aufregung nicht verkraften könne.

Der Gerichtsvollzieher teilte der Gläubigerin die oben ge-
schilderte Situation mit dem Zusatz mit, dass aus seiner Sicht
der Schuldner nicht verhandlungsfähig sei und die eidesstattli-
che Versicherung nicht abgeben könne.

Dem Bericht des Gerichtsvollziehers zufolge ist der
Schuldner also erkennbar nicht prozessfähig gewesen. Damit
trifft die Beweislast für die Prozessfähigkeit die Partei, die
sich darauf beruft (BGH NJW 1996, 1059). Das ist hier die
Gläubigerin. Nur im Fall einer nicht erkennbaren Prozess-
unfähigkeit wäre die Beweislast dem Schuldner oblegen, dass
er nicht prozessfähig ist (BGH NJW-RR 1986, 157). Die Gläu-
bigerin hat den Beweis, dass der Schuldner – entgegen dem
durch den Gerichtsvollzieher bestätigten Anschein – prozess-
fähig ist, nicht erbracht.

Entgegen der Ansicht des Prozessvertreters der Gläubige-
rin ist das Betreuungsverfahren, deren Einleitung er für den
Schuldner angeregt hatte, strickt von dem Verfahren vor dem
Vollstreckungsgericht, das über die Erinnerung zu entschei-
den hatte, zu trennen. Das Betreuungsverfahren dient in erster
Linie den Interessen des Betroffenen und nicht dem Schutz der
Gläubiger des Betroffenen. Daher ist es an andere Voraus-
setzungen geknüpft, als die Durchführung der Zwangsvoll-
streckung.
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■ B U C H B E S P R E C H U N G

Kostengesetze – Kurzkommentar

Von Dr. Dr. Peter Hartmann Richter am Amtsgericht Lübeck a. D.,
36., völlig neu bearbeitete Auflage, 2006, XXXI, 2161 Seiten, in
Leinen, 109 Euro, Verlag C. H. Beck, München, ISBN 3-406-
54615-3, – www.beck.de –

Allein schon die Anzahl der kommentierten Kostengesetze des nun-
mehr in der 36. Auflage vorliegenden Werkes ist beeindruckend.
Neben den bekannteren Kostenvorschriften wie dem Gerichtskos-
tengesetz (GKG), der Kostenordnung (KostO), dem „Justizver-
gütungs- und -entschädigungsgesetz“ (JVEG), dem Rechtsanwalts-
vergütungsgesetz (RVG) und dem Gerichtsvollzieherkostengesetz
(GvKostG), sind nicht wenige unbekanntere Vorschriften, wie bei-
spielsweise das Patentkostengesetz oder die insolvenzrechtliche
Vergütungsverordnung kommentiert.

Zahlreiche gesetzliche Entwicklungen und Änderungen sowie neu-
ere Rechtsprechung machten eine völlig neue Bearbeitung der erst
im August 2005 erschienenen 35. Auflage notwendig. So mussten
unter anderem Änderungen bzw. Einführungen des EG-Vollstre-
ckungstitel-Durchführungsgesetzes vom 18. 8. 2005, des Gesetzes
zur Reform des Reisekostenrechts vom 26. 5. 2005, die bundesein-
heitlich beschlossene Verwaltungsvorschrift über die Festsetzung
der aus der Staatskasse zu gewährende Vergütung der  Rechtsan-
wälte etc. vom 1. 11. 2005, aber auch die erst zum 1. 7. 2006 in Kraft
tretenden Änderungen durch das Kostenrechtsmodernisierungs-
gesetz (KostRModG) vom 5. 5. 2004 ihre Berücksichtigung in der
Kommentierung finden. Der gern zitierte und bewährte Kostenkom-
mentar entspricht nunmehr dem Wissensstand Anfang März 2006. 

Wie schnell sich die Rechtsprechung derzeit in Kostenfragen ent-
wickelt, zeigt die neue Entscheidung des BGH vom 24. 1. 2006
(abgedruckt in diesem Heft S. 68), in der sich der BGH dafür aus-
gesprochen hat, dass die vom Schuldner übernommenen Kosten
eines im Zwangsvollstreckungsverfahren geschlossenen Vergleichs
regelmäßig Kosten der Zwangsvollstreckung sind und dies auch für
die durch die Einschaltung eines Rechtsanwalts entstandene Ver-
gleichs- oder Einigungsgebühr gilt. Selbst in der soeben erschiene-
nen Auflage konnte diese wichtige Entscheidung nicht mehr berück-
sichtigt werden. Dies bleibt der nächsten Auflage vorbehalten.

Etwas ruhiger geht es in der Rechtsprechung zum Gerichtsvollzie-
herkostengesetz zu. Nachdem der ursprüngliche Gesetzestext in
einigen strittigen Punkten durch eine Gesetzesänderung klarge-
stellt wurde, hat die Rechtsprechung noch die wenigen problema-
tischen Punkte geklärt.

Die in diesem Kommentar bewährten, in alphabetischer Reihen-
folge abgedruckten Stichwortreihen erleichtern die Suche nach
einer Lösung der Frage des Lesers. Ebenso interessant erscheinen
die in der Einleitung des Kommentars unter „Gemeinsames und
Besonderheiten der Kostengesetze“ aufgeführten Begriffe und
deren Definitionen und Erläuterungen. 

Den Gerichtsvollziehern, die in ihrer täglichen Arbeit nicht nur die
Vorschriften des Gerichtsvollzieherkostengesetzes, sondern auch

beispielsweise der Kostenordnung (z. B. bei § 12 GvKostG) oder
des RVG zu beachten haben, bietet sich der vorliegende Kommen-
tar für eine schnelle Problemlösung an, weil er sich nicht nur mit
dem Gerichtsvollzieherkostengesetz, sondern auch mit den weite-
ren Vorschriften befasst.
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